
VOTUM

2024/9-VIII
28. Oktober 2025

Anonymisierte Fassung zur Verö�entlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsätze:

1. Nach §10 Abs. 2 EEG2017 i. V.m. § 49 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
EnWG sind bei einem Zubau von PV-Modulen mit eigenen Wechsel-
richtern zu bereits vorhandenen PV-Modulen die Vorgaben der je-
weils zum Zeitpunkt des Zubaus gültigen Anwendungsregel VDE-AR-
N 4110 auf die neuen PV-Module anzuwenden, um die allgemein an-
erkannten Regeln der Technik einzuhalten. Dies gilt nur, soweit die
Vermutung nach §49 Abs. 2 Nr. 1 EnWG nicht entkräftet worden ist
oder die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik
nicht anderweitig nachgewiesen wurde.

2. Entscheiden sich Anlagenbetreibende dafür, für die zugebauten PV-
Module bereits für die ursprünglich vorhandenen PV-Module einge-
baute Betriebsmittel zu nutzen, müssen diese Betriebsmittel die Vor-
gabender zumZeitpunkt desZubaus gültigenAnwendungsregel VDE-
AR-N 4110 ebenfalls erfüllen.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Partei zu 1 und Anspruchstellerin –

2. [. . . ]

– Partei zu 2 und Anspruchsgegnerin –
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erlässt die Kammer VIII der Clearingstelle EEG|KWKG1 durch ihre Mitglieder Loos,
Dr. Mutlak und Dr. Sobotta aufgrund der fernmündlichen Erörterung vom [. . . ]Juni 2025
folgendes Votum:

Die Anspruchsgegnerin war nach §10 Abs. 2 EEG20172 i. V.m. § 100 Abs. 1
Nr. 1 EEG20233 i. V.m. § 100 Abs. 1 Satz 1 EEG20214 i. V.m. § 49 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG5 berechtigt, von der Anspruchstellerin
die Umsetzung der folgenden technischen Vorgaben zu fordern:

• die Umsetzung der Vorgaben für den übergeordneten Entkupplungs-
schutz aus dem Abschnitt 10.3.1 und der Anlage E.9 sowie Abschnitt
10.3.5.3.1 der VDE-AR-N 41106 und den Schutzeinstellblättern der An-
spruchsgegnerin für die hinzugebauten PV-Module,

• die Umsetzung der Vorgaben zum zentralen Entkupplungsschutz
aus Abschnitt 10.3.5.3.2 der VDE-AR-N 4110 für die hinzugebauten
PV-Module,

• die Umsetzung der Vorgaben aus Abschnitt 6.2.2.7 der VDE-AR-N
4110 für den Stromwandler, der der Messwertermittlung für den
EZA-Regler der hinzugebauten PV-Module dient,

1Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle.
2Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 26.11.2019 an geltenden
Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 3
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Energiedienstleistungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen
v. 20.11.2019 (BGBl. I 2019 S. 1719), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der Clearingstelle
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe..

3Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 25.02.2025 an geltenden
Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und zur Änderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 1
des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur Flexibilisierung von Biogasanlagen und Sicherung
der Anschlussförderung v. 21.02.2025 (BGBl. I Nr. 52), nachfolgend bezeichnet als EEG 2023. Arbeitsausgabe der
Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2023/arbeitsausgabe.

4Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 24.12.2022 an geltenden
Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 5
des Gesetzes zur Einführung einer Strompreisbremse und zur Änderung weiterer energierechtlicher Bestimmungen v.
20.12.2022 (BGBl. I S. 2512), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe.

5Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz – EnWG) v. 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970,
3621), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus v. 13.05.2019
(BGBl. I S. 706), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enwg2011 sowie die gleichlautenden Nachfol-
gevorschriften des § 49 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG.

6VDE-Anwendungsregel „VDE-AR-N 4110:2018 – 11 Technische Regeln für den Anschluss von Kundenanlagen an das
Mittelspannungsnetz und deren Betrieb (TAR Mittelspannung)“, zu beziehen über den VDE-Verlag, https://www.vde-
verlag.de. Im Folgenden: VDE-AR-N 4110.
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• die Anbindung der hinzugebauten PV-Module an eine Fernwirktech-
nik sowie dieUmsetzungderVorgaben zumBlind- undWirkleistungs-
management anteilig für die hinzugebauten PV-Module auf Grund-
lage der Abschnitte 10.2.2 und 10.2.4.2 der VDE-AR-N 4110, des Ab-
schnitts 10.2.2.4 der TAB MS7 und den Abschnitten 3 und 5.1 sowie
Anlagen 1 und 2 der TMAWirk- und Blindleistungsmanagement8.

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Dieses Votum ist gemäß §55 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 EnFG9 bei der Prüfung (Tes-
tierung) nach §55 Abs. 1 Satz 1 und 2 EnFG zu berücksichtigen. Ergeben
sich aus diesemVotumnachträgliche Korrekturen ambundesweiten Aus-
gleich hinsichtlich der abzurechnenden Strommenge oder der Zahlungs-
ansprüche, sind diese Korrekturen gemäß §20 Abs. 1 Nr. 3 EnFG bei der
nächsten Abrechnung nach §19 Abs. 1 EnFG zu berücksichtigen.

1 Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob die Anspruchsgegnerin von der Anspruchstellerin ver-1
langen durfte, anlässlich des Zubaus weiterer PV-Module zu bereits bestehenden PV-
Modulen, für alle PV-Module die zu diesem Zeitpunkt gemäß § 10 Abs. 2 EEG 2017 gel-
tenden einschlägigen technischen Richtlinien umzusetzen.

Im Einzelnen streiten die Parteien darum, ob die Anspruchsgegnerin berechtigt war, an-2
lässlich des Zubaus weiterer PV-Module, die Umsetzung folgender technischer Vorgaben
für alle PV-Module zu fordern:

• die Aktualisierung der Einstellwerte des übergeordneten Entkupplungsschutzes
auf Grundlage von Abschnitt 10.3.1 und Anlage E.9 der VDE-AR-N 4110 – 11 sowie
der Schutzeinstellblätter der Anspruchsgegnerin und Abschnitt 10.3.5.3.1 der
VDE-AR-N 4110,

7Netzrichtlinie [. . . ] Geltungsbereich: [. . . ]. Im Folgenden: TAB MS.
8Netzrichtlinie [. . . ] gültig ab: [. . . ], Geltungsbereich: [. . . ]. Im Folgenden: TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement.
9Gesetz zur Finanzierung der Energiewende im Stromsektor durch Zahlungen des Bundes und Erhebung von Umlagen
(Energiefinanzierungsgesetz – EnFG) v. 20.07.2022, zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes zur Änderung des
Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung von temporären Erzeugungsüberschüssen v. 21.02.2025 (BGBl. I Nr. 51),
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enfg .
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• die Anpassung der Einstellwerte des bestehenden zentralen Entkupplungsschutzes
oder die Installation eines neuen zentralen Entkupplungsschutzes auf Grundlage
von Abschnitt 10.3.5.3.2 der VDE-AR-N 4110,

• den Tausch des Stromwandlers am Übergabefeld [. . . ], der der Messwertermittlung
für den EZA-Regler dient, auf Grundlage von Abschnitt 6.2.2.7 der VDE-AR-N 4110
mit einer Genauigkeitsklasse von 0,5 für den Messkern des Stromwandlers,

• die Anbindung der zugebauten PV-Module an eine Fernwirktechnik sowie die Um-
setzung der Vorgaben zum Blind- und Wirkleistungsmanagement mindestens antei-
lig für die zugebauten PV-Module auf Grundlage der Abschnitte 10.2.2 und 10.2.4.2
der VDE-AR-N 4110, des Abschnitts 10.2.2.4 der TAB MS und der Abschnitte 3 und
5.1, Anlage 1 (Kennlinie Blindleistung), Anlage 2 (Stellbereich Blindleistung) der
TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement.

Die Anspruchstellerin betreibt am Standort [. . . ] mehrere Aufdach-PV-Module mit den3
dazugehörigen technischen Betriebsmitteln (im Folgenden: PV-Installation). Die An-
spruchsgegnerin ist die zuständige Netzbetreiberin.10 Zudem ist die Anspruchsgegnerin
Messstellenbetreiberin für die Messstelle der Anspruchstellerin.

Das Netzanschlussbegehren für die ersten PV-Module (im Folgenden: PV-Bestand) stell-4
te die Antragstellerin im Jahr 2018. Am [. . . ]März 2019 nahm die Anspruchstellerin die
PV-Bestand mit einer installierten Leistung von [ca. 700 kWp] in Betrieb. Am [. . . ]Juli
2019 wurde die PV-Bestand an das Netz der Anspruchsgegnerin angeschlossen. Die PV-
Bestand wurde über eine kundeneigene Transformatorenstation mit dem Netz der An-
spruchsgegnerin verbunden (im Folgenden: Trafostation).

Die Anspruchstellerin beabsichtigte, die bestehende PV-Bestand um weitere PV-Module5
zu erweitern (im Folgenden: PV-Erweiterung) und reichte dazu bei der Anspruchsgeg-
nerin die am [. . . ]November 2019 unterschriebenen Formulare E.1 „Antragstellung
(Antragstellung für Netzanschlüsse (Mittelspannung))“ und E.8 „Datenblatt einer Erzeu-
gungsanlage / eines Speichers – Mittelspannung der VDE-AR-N 4110:2018 – 11“ für die
PV-Erweiterung ein.

Mit Schreiben vom [. . . ]Februar 2020 teilte die [. . . ], die die Rechtsvorgängerin der An-6
spruchsgegnerin ist, der Anspruchstellerin mit:

„Der technisch und gesamtwirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt mit
dem Verteilernetz be�ndet sich, wie von Ihnen gewünscht, an der Mittelspan-

10Die Anspruchsgegnerin firmierte vormals als [. . . ].
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nungssammelschiene der vorhandenen kundeneigenen Station Nr. [. . . ] am
Anlagenstandort, siehe Lageplan. Die Netznennspannung beträgt [. . . ] kV.

Mit der Prüfung, ob der Anschluss der Erzeugungsanlagen an dieser Übergabe-
station möglich ist und welche technischen Einrichtungen eventuell nachge-
rüstet werden müssen, beauftragen Sie bitte einen beim Netzbetreiber einge-
tragenen Elektroinstallateur. In dieser Übergabestation ist auch, sofern noch
nicht vorhanden, die mittelspannungsseitige Übergabemesseinrichtung auf-
zubauen. Mit diesen Arbeiten beauftragen Sie bitte einen beim Netzbetreiber
eingetragenen Elektroinstallateur.

Die in der VDE-Anwendungsregel ‚Technische Regeln für den Anschluss von
Kundenanlagen an das Mittelspannungsnetz und deren Betrieb (TAR Mittel-
spannung)‘ (VDE-AR-N 4110, Stand November 2018) und die in der aktuell
gültigen [TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement] dokumentierten Forde-
rungen sind vom Anlagenbetreiber zu erfüllen.

Die Anforderungen zum Wirk- und Blindleistungsmanagement entsprechend
der [TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement] sind vom Anlagenbetreiber
einzuhalten.

Die in dieser Richtlinie vorgegebene Standardkennlinie Q=f(P) nach Anlage 1
Tabelle 1 sowie die Teilnahme am aktiven Blindleistungsmanagement ist vom
Anlagenbetreiber umzusetzen. Vorerst beschränkt sich der Netzbetreiber auf
den Kennlinienbereich für den untererregten Betrieb, vorbehaltlich einer Än-
derung des Kennlinienverlaufes oder der Sollwertvorgabe und einer Anpas-
sung der oberen/unteren Funktionswerte zu einem späteren Zeitpunkt. Der
Kennlinienbereich kann projektbezogen erweitert werden. Der Netzbetreiber
teilt dies dem Anlagenbetreiber mit. Nach Mitteilung der Änderung an den
Anlagenbetreiber ist die neue Variante bzw. Kennlinie unverzüglich zu reali-
sieren. Für den Netzbetreiber muss die Möglichkeit bestehen, durch Fernzu-
gri� die aktivierte Kennlinie zeitweilig zu deaktivieren und andere Sollwert-
Vorgaben vornehmen zu können. ...“11

Am [. . . ]April 2020 wurde die PV-Erweiterung im Sinne des EEG mit einer installierten7
Leistung von insgesamt [ca. 300 kWp] in Betrieb genommen. An die vorhandene Trafo-
station wurden auch die drei Wechselrichter der PV-Erweiterung mit einer Leistung von
je [ca. 50 kW] angeschlossen.

Die ursprüngliche Netzanschlussvereinbarung zur PV-Bestand wurde zwischen der An-8
11Auslassungen nicht im Original.
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spruchstellerin und der Rechtsvorgängerin der Anspruchsgegnerin am [. . . ]März 2019
abgeschlossen.

Am [. . . ]Dezember 2020 schlossen die Anspruchstellerin und die [. . . ] für die PV-9
Erweiterung einen Nachtrag zu der ursprünglichen Netzanschlussvereinbarung. In
dem Nachtrag heißt es einleitend:

„Für die befristete Reservierung der Einspeiseleistung am übermittelten Ver-
knüpfungspunkt und den Anschluss der Stromerzeugungsanlage an das Ver-
teilernetz ist es erforderlich, den Netzanschlussvertrag mit der Vorgangsnum-
mer um weitere Regeleungen zu ergänzen.“12

Am [. . . ]Januar 2021 teilte die Anspruchsgegnerin der Anspruchstellerin per E-Mail mit:10

„ . . . zum Vorgang [. . . ] (Erweiterung einer EZA13) in [. . . ] möchte ich ihnen fol-
gende Hinweise mit der Bitte um Beachtung bei ihren Planungen zukommen
lassen:
. . .

1. auf den zu erweiternden Teil der Erzeugungsanlage ist die VDE-AR-N
4110 und in Ergänzung dazu die aktuelle TAB MS ( [. . . ] ) anzuwenden

2. mindestens auf den zu erweiternden Teil der Erzeugungsanlage ist die
TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement ( [. . . ] )14 anzuwenden.

• Übergeordneter Entkupplungsschutz der bestehenden Anlage darf
für alten + neuen Anlagenteil eingesetzt werden, Einstellwerte nach
AR-4110 bzw. gem. Einstellblatt nach Vorgabe von [. . . ]

• neue EZE15 mit separatem ZEKS16 + Schaltgerät (siehe Skizze)
• ZEKS-Relais (CM-UFD, Bestand) kann für den Schutz des erweiterten

Anlagenteils genutzt werden (2. Ausgang direkt, keine Kontaktver-
vielfältigung mit Zwischenrelais zugelassen)

• P-Q-Management17 nach aktueller TMA ( [. . . ] ) am VP (siehe Anlage),
mindestens anteilig für die Leistung des neuen EZA-Teils ==> Anwen-

12Text unverändert übernommen.
13Zur Erläuterung: Mit der Abkürzung „EZA“ bezeichnete die Anspruchsgegnerin eine Erzeugungsanlage.
14Zur Erläuterung: [. . . ]
15Zur Erläuterung: Mit der Abkürzung „EZE“ bezeichnete die Anspruchsgegnerin eine Erzeugungseinheit.
16Zur Erläuterung: Mit der Abkürzung „ZEKS“ bezeichnete die Anspruchsgegnerin den zentralen Entkupplungsschutz.
17Zur Erläuterung: Damit meint die Anspruchsgegnerin das Wirk- und Blindleistungsmangement.
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dung auf die gesamte Anlage wird vor dem Hintergrund der SO GL18

dringend empfohlen, vorhandenes Skalar könnte dann entfallen
• Stromwandler für Messung am VP muss Genauigkeitsklasse 0,5 ent-

sprechen (Ergänzung oder Ersatz notwendig)
• Schnittstelle für P-/Q-Management ist am vorhandenen FW-

Schrank19 (für die Steuerung der MS-Anlage) in der USt20

• der geplante Anlagenaufbau dokumentieren und zur Freigabe einrei-
chen

• Vor IBN: Prüfprotokolle einreichen für die neuen Schutzeinrichtun-
gen (ZEKS) sowie alte Schutzeinrichtungen wenn deren Einstellwerte
angepasst werden . . . “21

Am [. . . ]Februar 2021 forderte die Anspruchstellerin die Anspruchsgegnerin per E-Mail11
zur Nennung der Rechtsgrundlage dieser Forderungen auf, woraufhin die Anspruchs-
gegnerin der Anspruchstellerin am [. . . ]Februar 2021 per E-Mail antwortete:

„ich stütze mich dabei auf die VDE AR N 4110, dort geht aus ‚1 Anwendungs-
bereich‘ hervor:

zeitliche Einordnung des Zeitpunktes der Antragstellung der Anlagenerweiterung:

• Erst-Anmeldung Anlagenweiterung am [. . . ].12.2019 bei [. . . ]

• Mittelung VP an vorh. USt am [. . . ].02.2020

• Nachweis Planungsreife durch IBN FVA am [. . . ].04.2020“22

Am [. . . ]Februar 2021 antwortete die Anspruchstellerin der Anspruchsgegnerin per E-12
Mail:

„Diese Fundstelle widerlegt Ihre Handhabung. Bild D 5 geht von einer Erweite-
rung mit eigenem Trafo aus. Dies ist bei uns nicht der Fall. . . . Ihre Auslegung
würde faktisch dazu führen, dass jegliche Erweiterung unmöglich ist, obwohl
die VDE im selben Abschnitt, aus dem Ihre Zitierung stammt, vorsieht, dass ei-
ne wesentliche Änderung nur bei Änderungen von >= 50 % der insgesamt für

18Zur Erläuterung: Mit dieser Abkürzung meinte die Anspruchsgegnerin die „Systems Operating Guidelines“, also
die Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 2. August 2017 zur Festlegung einer Leitlinie für den
Übertragungsnetzbetrieb (ABl. EU Nr. L 220, S. 1).

19Zur Erläuterung: Mit der Abkürzung „FW-Schrank“ bezeichnete die Anspruchsgegnerin den Fernwirktechnik-Schrank.
20Zur Erläuterung: Mit der Abkürzung „USt“ bezeichnete die Anspruchsgegnerin die Umspannstation.
21Auslassungen nicht im Original. Ansonsten Text im Original übernommen.
22Text unverändert übernommen.
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den Netzanschlusspunkt vereinbarten Anschlusswirkung vorliegt. Auch dies
ist vorliegend nicht der Fall.“23

Am [. . . ]Februar 2021 antwortete die Anspruchsgegnerin der Anspruchstellerin per E-13
Mail erneut:

„Es werden in dem konkreten Fall keine erweiterten Anforderungen an die
bestehenden EZE gestellt. Allerdings wurden doch weitere EZE zu den vor-
handenen zugebaut.

Für diese neu hinzugebauten EZE gelten die Anforderungen der AR 4110 mei-
ner Meinung nach schon, denn:

• Die 50 % Klausel gilt nur bei Austausch von EZE bzw. Komponenten.
• Eine Änderung der vereinbarten Anschlusswirkleistung muss hingegen

immer als wesentliche Änderung betrachtet werden.

Bild D.5 zeigt ein Beispiel. Wo ist an dieser Stelle die Aussage, dass es in Ver-
bindung mit einem Trafo sein muss ? Die Fußtexte in Bild D.5 implizieren das
meiner Meinung nach im Übrigen auch: Eine funktionale Erweiterung (Anpas-
sung an die VDE AR 4110) des ÜEKS wird im Beispiel benannt.“

Am [. . . ]Februar 2021 teilte die Anspruchstellerin der Anspruchsgegnerin per E-Mail mit:14

„Also eine Erweiterung mit einem Trafo, dabei hat dies nichts damit zu tun,
dass dies nur ein Beispiel sei.

Die 50 % Klausel de�niert ausweislich des Wortlauts der VDE deren Anwend-
barkeit für Fälle der wesentlichen Änderung und dies nocht nur beim Aus-
tausch.“24

Der Netzanschluss der PV-Erweiterung erfolgte am [. . . ]Januar 2022. Die geforderten15
Maßnahmen betre�en die PV-Bestand insoweit, als dass diese mit der PV-Erweiterung
über eine gemeinsame Übergabe- und Trafostation mit dem Netz der Anspruchsgegne-
rin verbunden ist und insoweit einige bereits von der PV-Bestand genutzte technische
Betriebsmittel auch von der PV-Erweiterung genutzt werden.

Die Anspruchstellerin ist der Ansicht, dass die Forderungen der Anspruchsgegnerin16
(s. Rn. 2) zum Umbau der Trafostation nicht berechtigt gewesen seien.

Die Forderungen hätten keine Grundlage im EEG 2017, welches die Erweiterung einer17
23Auslassungen nicht im Original.
24Text unverändert übernommen.
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Anlage ohne Einschränkungen nach Ablauf von zwölf Monaten gerade zuließe.

Die Anspruchstellerin meint, dass die Voraussetzungen des § 9 EEG 2009 bereits für die18
PV-Bestand erfüllt gewesen seien, weshalb die durchgeführten Umbauarbeiten anläss-
lich des Netzanschlusses der PV-Erweiterung nicht mehr dazu gedient hätten, die Anfor-
derungen zur Fernsteuerbarkeit aus § 9 EEG 2017 zu erfüllen.

Ein neuer zentraler Entkupplungsschutz für die PV-Erweiterung sei nicht erforderlich19
gewesen, da der vorhandene zentrale Entkupplungsschutz der PV-Bestand auch die neu-
en Wechselrichter gemäß den geltenden DIN-Normen gesteuert hätte.

Weiter vertritt die Anspruchstellerin die Au�assung, dass die Anspruchsgegnerin die Um-20
setzung der in Rn. 2 genannten technischen Anforderungen auch nicht auf Grundlage
von § 49 EnWG verlangen könne, nur weil drei Wechselrichter zusätzlich anzuschließen
seien. Die Wechselrichter erfüllten jeweils die erforderlichen Konformitätsanforderun-
gen und seien zerti�ziert. Folglich erfüllten die Wechselrichter die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik.

Anderenfalls müsse die Trafostation auch dann an die aktuell geltenden VDE-Richtlinien21
angepasst werden, wenn ein Wechselrichter aufgrund eines technischen Defekts oder
Diebstahls ersetzt werden müsse. Dadurch würde jedoch die im EEG vorgesehene An-
lagenerweiterung durch eben diese Regelung in § 49 EnWG verhindert und über § 49
EnWG könnten die Ziele des EEG sabotiert werden. Dies sei nicht mit dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts (1 BvR 2656/18) vom 24. März 202125 vereinbar.

Zudem ist die Anspruchstellerin der Au�assung, dass es sich bei der TAB MS und der22
TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement nicht um im Einzelfall notwendige Techni-
sche Anforderungen des Netzbetreibers gemäß § 10 Abs. 2 EEG 2017 handele. Es fehle
eine Grundlage, auf deren Basis die Anspruchsgegnerin die Einhaltung der TAB MS und
der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement fordern könne. Die Anspruchstellerin ha-
be die von der Anspruchsgegnerin geforderten Nachrüstungen lediglich deshalb vorge-
nommen, da anderenfalls der Betrieb der PV-Erweiterung durch die Anspruchsgegnerin
abgelehnt worden wäre. Auf Grundlage der TAB MS seien keine verfahrensgegenständ-
lichen Maßnahmen vorgenommen worden.

Bei dem Zubau der PV-Erweiterung handele es sich auch nicht um eine „wesentliche Än-23
derung“ im Sinne der VDE-AR-N 4110, weshalb es eines Umbaus, wie von der Anspruchs-
gegnerin gefordert, nicht bedurft habe.
25BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/6114.
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Nach Ansicht der Anspruchstellerin seien die FAQ zur VDE-AR-N 4110 auf der Webseite24
des VDE26, Abschnitt „1 Anwendungsbereich – Wesentliche Änderungen (13.06.2022)“,
und die dort verlinkte Fallsammlung27 vom 2. Mai 2022, insbesondere Fall 4 „Leistungs-
erhöhung – Erzeugung 1“ auf Seite 6 nicht auf den vorliegenden Fall übertragbar, da
vorliegend die Grenze von 50 % der vereinbarten Anschlussleistung für die Einspeisung
(PAV,E) nicht überschritten werde. Dies werde in dem benannten Beispiel nicht unter-
schieden. Hinzu komme, dass es sich in ihrem Fall auch nicht um eine weitere Anlage im
Sinne der VDE-AR-N 4110 handele, sondern lediglich um drei weitere Wechselrichter.

Da die PV-Erweiterung vor dem 31. Dezember 2020 in Betrieb genommen worden sei,25
sei auch § 118 Abs. 25 EnWG in der zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme geltenden Fas-
sung anzuwenden. Insoweit gehe die Anspruchstellerin davon aus, dass es sich bei der
verfahrensgegenständlichen PV-Anlage um eine bestehende Stromerzeugungsanlage ge-
mäß Artikel 4 Abs. 2 EU-VO 2016/63128 handle.

Schließlich ist die Anspruchstellerin der Au�assung, dass von den Anschlussbedingun-26
gen des Gesetzes nicht zum Nachteil des Anschlussbegehrenden abgewichen werden
dürfe.

Die Anspruchsgegnerin vertritt die Au�assung, dass es sich bei den geforderten Maß-27
nahmen um gesetzliche bzw. technisch-regulatorisch erforderliche Maßnahmen hande-
le, deren Umsetzung sie sicherzustellen habe. Nur bei Einhaltung dieser Maßnahmen
dürfe aus Gründen der Netzsicherheit auch der Netzanschluss genutzt werden.

Sie sei dazu berechtigt gewesen, von der Anspruchstellerin die Einhaltung der VDE-AR-28
N 4110 in der zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der PV-Erweiterung gültigen Fassung
zu fordern. Denn § 10 Abs. 2 EEG 2017 bestimme, dass die Ausführung des Anschlusses
und die übrigen für die Sicherheit des Netzes notwendigen technischen Einrichtungen
den im Einzelfall notwendigen technischen Anforderungen des Netzbetreibers und § 49
EnWG ensprechen müssten.

Nach § 49 Abs. 1 EnWG seien Energieanlagen so zu errichten und zu betreiben, dass die29
technische Sicherheit gewährleistet ist, wobei vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschrif-
ten die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten seien. Deren Einhaltung
werde nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG vermutet, wenn die Anlage den technischen
26VDE FNN, Technische Anschlussregel Mittelspannung (VDE-AR-N 4110), https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-

mittelspannung-vde-ar-n-4110, zuletzt abgerufen am 27.10.2025.
27VDE FNN, Fallsammlung: Wesentliche Änderungen, https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-mittelspannung-vde-

ar-n-4110, zuletzt abgerufen am 27.10.2025.
28Verordnung EU 2016/631 der Komission v. 14.04.2016 zur Festlegung eines Netzkodex mit Netzanschlussbe-

stimmungen für Stromerzeuger, ABl. EU Nr. L 112/1, im Folgenden: EU-Verordnung 2016/631, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3245.
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Regeln des VDE entspreche. Hierzu zähle auch die VDE-AR-N 4110.

Die VDE-AR-N 4110 sei vorliegend auch anwendbar, da deren Abschnitt 1 „Anwendungs-30
bereich“ auch für Änderungen in der Kundenanlage, die wesentliche Auswirkungen auf
die elektrischen Eigenschaften der Kundenanlage (bezogen auf den Netzanschlusspunkt)
haben, gelte. Die Änderung der vereinbarten Anschlusswirk- oder Anschlussscheinleis-
tung könne danach eine wesentliche Änderung sein.29 Der Netzbetreiber entscheide da-
bei nach Prüfung der Änderungsmitteilung, ob es sich um eine wesentliche Änderung
handele.

Die 50-%-Klausel, wonach immer dann, wenn mehr als 50 % der vereinbarten Anschluss-31
wirkleistung oder Anschlussscheinleistung betro�en seien, dies immer als wesentliche
Änderung einzustufen sei, gelte nur bei einem Austausch von Erzeugungseinheiten bzw.
Komponenten.

Eine Anlagenerweiterung, die wie im vorliegenden Fall mit einer Änderung der An-32
schlusswirkleistung einhergehe, sei nach Ansicht der Anspruchsgegnerin immer eine
wesentliche Änderung im Sinne der VDE-AR-N 4110. Dies habe zur Folge, dass bei
der Erweiterung von Kundenanlagen auf den zu erweiternden Teil die zum Zeitpunkt
der Antragstellung für die Erweiterung gültigen Technische Anschlussregel anzuwen-
den sei. Für die nicht von der Änderung betro�enen Anlagenteile würden weiterhin
die ursprünglichen Technischen Anschlussregeln gelten. Für den Zubau neuer Er-
zeugungseinheiten in bestehende Erzeugungsanlagen bedeute dies, dass für diese
Erzeugungseinheiten der Anlagenregler ebenfalls den Anforderungen dieser neuen
VDE-Anwendungsregel genügen müsse. Insoweit beträfen Vorgaben, die aufgrund der
Anwendbarkeit der VDE-AR-N zu beachten seien, nicht nur die PV-Erweiterung, sondern
auch die PV-Bestand.30

Dies verdeutlichten auch die Regelung in Abschnitt 10.2.5 der VDE-AR-N 4110 und die33
Ausführungen in den FAQ zur TAR Mittelspannung auf den Internetseiten des VDE.31

Relevant seien in den FAQ der Abschnitt „1 Anwendungsbereich – Wesentliche Änderun-
gen (13.06.2022)“ und die dort verlinkte Fallsammlung32 vom 2. Mai 2022, insbesondere
Fall 4 „Leistungserhöhung – Erzeugung 1“ auf Seite 6. Danach stelle der Zubau einer
weiteren Erzeugungsanlage eine wesentliche Änderung dar, weshalb die Übergabesta-
tion im vorliegenden Fall die Anforderungen der VDE-AR-N 4110 erfüllen müsse, die
29Die Anspruchsgegnerin nimmt dazu Bezug auf VDE-AR-N 4110, S. 14.
30Die Anspruchsgegnerin nimmt Bezug auf VDE-AR-N 4110, S. 15.
31VDE FNN, Technische Anschlussregel Mittelspannung (VDE-AR-N 4110), https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-

mittelspannung-vde-ar-n-4110, zuletzt abgerufen am 29.09.2025.
32VDE FNN, Fallsammlung: Wesentliche Änderungen, https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-mittelspannung-vde-

ar-n-4110, zuletzt abgerufen am 29.09.2025.
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PV-Bestand anteilig im übergeordneten Reglerkonzept und im Anlagenzerti�kat berück-
sichtigt werde und die Gesamtanlage die Anforderungen des Netzbetreibers am Netzan-
schlusspunkt erfüllen müsse.

Zwar beziehe sich das Fallbeispiel 4 auf Typ-1-Anlagen. Dies sei aber unschädlich, da es34
entscheidend darauf ankomme, dass im Fallbeispiel 4 der Zubau mit einer Erzeugungs-
einheit des gleichen Anlagentyps und der gleichen Primärenergieart dargestellt sei, wo-
hingegen im Fallbeispiel 5 der Zubau mit einem anderen Anlagentyp erläutert sei. Auf
die Höhe der Leistung vor und nach dem Zubau komme es dabei nicht an, denn in der
Darstellung im Fallbeispiel 4 seien, im Gegensatz zu anderen Fallbeispielen, keine Leis-
tungswerte angegeben.

Dagegen spreche auch nicht Abbildung D.5.33 Diese stelle lediglich ein Beispiel dar, (hier:35
eine funktionale Erweiterung und Anpassung an die VDE-AR-N 4110 des übergeordne-
ten Entkupplungsschutzes) und passe nicht auf die verfahrensgegenständliche Konstel-
lation.

Die Anforderungen der VDE-AR-N 4110 hätten im Übrigen auch bei einem alleinigen36
Anschluss der PV-Erweiterung angewendet werden müssen, denn die VDE-AR-N 4100
gelte für Erzeugungsanlagen mit einer Leistung größer 135 kW und einem Anschluss in
Mittelspannung.

Bei der PV-Erweiterung handele es sich zudem auch um eine neue Stromerzeugungs-37
anlage im Sinne der EU-Verordnung 2016/631, denn die EU-Verordnung 2016/631 stelle
bei bestehenden Stromerzeugungsanlagen auf eine Anlagenmodernisierung oder einen
Austausch von Betriebsmitteln ab, was vorliegend nicht zutre�e.

Die PV-Erweiterung stelle schließlich auch eine neue Anlage im Sinne des EEG dar, da38
gemäß § 3 Nr. 1 EEG 2017 jedes Modul als eine Anlage gelte. Auch die Regelungen zur
Anlagenzusammenfassung nach § 24 bzw. § 9 Abs. 3 EEG 2017 seien vorliegend nicht an-
zuwenden, da zwischen der Inbetriebnahme der PV-Bestand und der PV-Erweiterung
mehr als 12 Monate liege.

Da § 24 EEG 2017 lediglich die Anlagenzusammenfassung zum Zwecke der Berechnung39
der Vergütung nach § 19 EEG 2017 und die Bestimmung der Größe der Anlage nach den
§§ 21, 22 EEG 2017 regele, lasse dies die P�icht der Anspruchstellerin zur Einhaltung der
technischen Vorschriften unberührt.

Die PV-Erweiterung habe nach Ansicht der Antragsgegnerin die Anforderungen der40

33Die Anspruchsgegnerin nimmt hier Bezug auf das Bild D.5 – Beispiel für die Erweiterung einer Bestandsanlage in
VDE-AR-N 4110:2018 – 11, S. 212.
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TAB MS und der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement zu erfüllen. Die VDE-AR-N
4110 sei die Basis für die Technischen Anschlussbedingungen Mittelspannung der
Netzbetreiber, in denen der Netzbetreiber netzspezi�sche Anforderungen formuliere
und diese auf seiner Internetseite verö�entliche. Die Technischen Anschlussbedingun-
gen des Netzbetreibers würden zusammen mit § 19 EnWG gelten und seien somit ein
Bestandteil von Netzanschlussverträgen und Anschlussnutzungsverhältnissen.34 Dort,
wo die VDE-AR-N 4110 auf konkretisierende Vorgaben der Netzbetreiber verweise, wür-
den diese Konkretisierungen ebenfalls Bestandteil der allgemein anerkannten Regeln
der Technik. Diese Konkretisierungen seien in § 19 Abs. 4 Satz 3 EnWG ausdrücklich
vorgesehen.

Zwischen der Errichtung der PV-Bestand und der PV-Erweiterung hätten sich die recht-41
lichen Vorgaben für den übergeordneten Entkupplungsschutz geändert, weshalb neue
Schutzeinstellvorgaben umgesetzt werden müssten.

Ein separates Schaltgerät für den zentralen Entkupplungsschutz der PV-Erweiterung42
sei notwendig geworden, da die Entkupplungsschutzeinrichtungen nach Abschnitt
10.3.4.2.2 der VDE-AR-N 4110 auf den Kuppelschalter der Erzeugungseinheiten wirken
müsse. Zum Zeitpunkt der Errichtung der PV-Bestand hätten hingegen noch der überge-
ordnete und der zentrale Entkupplungsschutz auf ein gemeinsames Schaltorgan wirken
dürfen.

Der Tausch des Wandlers am Übergabefeld "[. . . ]“ sei erforderlich gewesen, da die PV-43
Bestand über einen Stromwandler "[. . . ]“ mit einer Genauigkeitsklasse 1 verfügte. Der
Abschnitt 6.2.2.7 der VDE-AR-N 411 sehe aber vor, dass für die PV-Erweiterung eine Ge-
nauigkeitsklasse von 0,5 für die Kerne der Stromwandler gelte (Verwendung für Parkreg-
ler).

Um die Anforderungen an das Wirk- und Blindleistungsmanagment aus der VDE-AR-N44
4110 und der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement zu erfüllen, sei entweder der
Einbau eines zweiten Erzeugungsanlagen-Reglers für die PV-Erweiterung oder die Ein-
richtung eines gemeinsamen Erzeugungsanlagen-Reglers für die PV-Bestand und die PV-
Erweiterung mit geänderter Schnittstelle für beide Anlagenteile erforderlich gewesen.

Die P�icht zum Vorhalten des Wirkleistungsmanagements ergebe sich aus Abschnitt45
10.2.4.2 der VDE-AR-N 4110.

§ 9 EEG enthalte eine Ausstattungsp�icht für Betreiber von EEG- und KWK-Anlagen mit46
technischen Einrichtungen zur Überprüfung und Regulierung der Einspeiseleistung der
34Die Anspruchsgegnerin verweist auf S. 15 der VDE-AR-N 4110:2018 – 11.
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Anlage. Dabei sei zu beachten, dass § 49 EnWG vorbehaltlich speziellerer Regelungen im
EEG gelte, wozu auch § 9 EEG gehöre.35 Die konkreten technischen Anforderungen seien
vom Netzbetreiber festzulegen, damit sichergestellt werde, dass die vom Anlagenbetrei-
ber verwendeten technischen Einrichtungen mit dem System des Netzbetreibers kompa-
tibel seien und im Bedarfsfall technisch funktionierten. Dies ergebe sich auch aus den
Regelungen in § 8 Abs. 6 Satz 1 Nr. 5 EEG 2017. Durch diese Regelung sei die bereits be-
stehende P�icht des Netzbetreibers kodi�ziert, den Anschlussbegehrenden die notwen-
digen Informationen zur Erfüllung der P�icht nach § 9 EEG zur Verfügung zu stellen.

Die TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement diene dazu, die P�ichten zur Ausstattung47
mit den notwendigen technischen Vorrichtungen nach § 9 EEG und die P�ichten aus der
VDE-AR-N 4110 zu konkretisieren.

Die P�icht zum Vorhalten eines Blindleistungsmanagements ergebe sich aus Abschnitt48
10.2.2.1 der VDE-AR-N 4110. Bezüglich des Verfahrens zur Blindleistungsbereitstellung
würden zudem die Regelungen in Zi�er 10.2.2.4 der VDE-AR-N 4410 auf die entsprechen-
den Vorgaben des Netzbetreibers verweisen. Eine entsprechende Konkretisierung erfol-
ge einerseits in der TAB MS, wonach die Bereitstellung der Blindleistung als Kennlinien-
funktion der Wirkleistung Q = f(P) zu erfolgen habe. Andererseits erfolge die Konkreti-
sierung in der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement, deren Vorgaben einzuhalten
seien.

Es sei notwendig, dass Netzbetreiber für das jeweilige Netzgebiet einheitliche Vorgaben49
zum Wirk- und Blindleistungsmanagement mache, weil nur mit den richtigen Vorgaben
sichergestellt sei, dass eine Überwachung und im Bedarfsfall eine Abregelung durch den
Netzbetreiber erfolgen könne.

Mit Beschluss vom [. . . ]Juni 2025 hat die Clearingstelle das Verfahren gemäß § 27 Abs. 150
Satz 1 ihrer Verfahrensvorschriften (VerfO)36 nach dem übereinstimmenden Antrag der
Parteien angenommen.

Dem Votumsverfahren liegt folgende Frage zugrunde:51

War die Forderung der Anspruchsgegnerin, die zum Zeitpunkt des Zubaus von
Solaranlagen zu bestehenden Solaranlagen einschlägigen technischen Richtli-
nien anzuwenden und entsprechende Nachrüstungen bzw. Umbauten zu for-
dern, berechtigt gemäß § 10 Abs. 2 EEG 2017 ?

35Die Anspruchsgegnerin nimmt hier Bezug auf BT-Drs. 16/8148, S. 43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/gesetz/933.

36Verfahrensvorschriften der Clearingstelle v. 01.10.2007 in der Fassung v. 27.07.2021, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads, nachfolgend bezeichnet als VerfO.
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2 Verfahren

Die Zuständigkeit der Kammer ergibt sich aus dem zum Zeitpunkt der Einleitung des52
Verfahrens geltenden Geschäftsverteilungsplan der Clearingstelle37, § 33 VerfO. Die Kam-
mer ist gemäß § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 VerfO besetzt. Es wurde eine fernmündliche
Erörterung durchgeführt, § 28 Abs. 2 VerfO.

Die Beschlussvorlage hat gemäß §§ 28 Abs. 1, 24 Abs. 5 VerfO das Kammermitglied Loos53
erstellt.

3 Würdigung

Die Anspruchsgegnerin war nach § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 202354
i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 i. V. m. § 49 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG be-
rechtigt, von der Anspruchstellerin die Umsetzung der folgenden technischen Vorgaben
zu fordern:

• die Umsetzung der Vorgaben für den übergeordneten Entkupplungsschutz aus
dem Abschnitt 10.3.1 und der Anlage E.9 sowie Abschnitt 10.3.5.3.1 der VDE-AR-
N 4110 und den Schutzeinstellblättern der Antragsgegnerin für die hinzugebauten
PV-Module (Abschnitt 3.4),

• die Umsetzung der Vorgaben zum zentralen Entkupplungsschutz aus Abschnitt
10.3.5.3.2 der VDE-AR-N 4110 für die hinzugebauten PV-Module (Abschnitt 3.5),

• die Umsetzung der Vorgaben aus Abschnitt 6.2.2.7 der VDE-AR-N 4110 für den
Stromwandler, der der Messwertermittlung für den EZA-Regler der hinzugebauten
PV-Module dient (Abschnitt 3.6),

• die Anbindung der hinzugebauten PV-Module an eine Fernwirktechnik sowie die
Umsetzung der Vorgaben zum Blind- und Wirkleistungsmanagement für die hinzu-
gebauten PV-Module auf Grundlage der Abschnitte 10.2.2 und 10.2.4.2 der VDE-AR-
N 4110, des Abschnitts 10.2.2.4 der TAB MS und den Abschnitten 3 und 5.1 sowie An-
lagen 1 und 2 der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement (Abschnitte 3.7, 3.8).

37Geschäftsverteilungspläne der Clearingstelle EEG, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads.
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3.1 Auslegung der Verfahrensfrage

Die Parteien möchten klären, ob die Anspruchsgegnerin berechtigt war, von der An-55
spruchstellerin nach § 10 Abs. 2 EEG 2017 zu verlangen, dass diese die in Rn. 2 genann-
ten Anforderungen umsetzt. Dies ergibt sich aus den Schriftsätzen, welche die Parteien
ausgetauscht haben sowie aus der fernmündlichen Erörterung. In der fernmündlichen
Erörterung bestätigten beide Parteien, dass sie eine Klärung sowohl für den Zeitpunkt
des Netzanschlusses als auch für das weitere Anschlussnutzungsverhältnis wünschen.

Die Verfahrensfrage beschränkt sich darauf, ob rechtliche Anforderungen nach § 1056
Abs. 2 EEG 2017 einzuhalten waren. Dies umfasst nicht die Frage, ob die unter Rn. 2
genannten Anforderungen aufgrund vertraglicher Vereinbarungen umzusetzen waren.
Die Frage, inwiefern die von der Anspruchstellerin geforderten Maßnahmen umgesetzt
worden sind und welche Kosten dabei entstanden sind, ist nicht von der Verfahrensfrage
umfasst und damit nicht verfahrensgegenständlich.

3.2 Forderung durch die Anspruchsgegnerin

Die Anspruchsgegnerin war berechtigt, die Einhaltung der oben genannten technischen57
Anforderungen (Rn. 54) von der Anspruchstellerin zu verlangen.

Nach § 10 Abs. 2 EEG 2017 gilt Folgendes:58

„Die Ausführung des Anschlusses und die übrigen für die Sicherheit des
Netzes notwendigen Einrichtungen müssen den im Einzelfall notwendigen
technischen Anforderungen des Netzbetreibers und §49 des Energiewirt-
schaftsgesetzes entsprechen.“38

3.2.1 Pflicht zum sicheren Netzbetrieb gemäß EnWG

Das grundsätzliche Recht der Anspruchsgegnerin, von der Anspruchstellerin für die PV-59
Erweiterung die Erfüllung der Vorgaben des § 49 EnWG zu verlangen, folgt aus den Wer-
tungen des § 11 Abs. 1 Satz 1 EnWG. Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 EnWG sind Netzbetreibende
unter anderem verp�ichtet, ein sicheres, zuverlässiges und leistungsfähiges Energiever-
sorgungsnetz diskriminierungsfrei zu betreiben, zu warten und bedarfsgerecht zu opti-
mieren, zu verstärken und auszubauen. Der Betrieb eines sicheren Energieversorgungs-
38Hervorhebungen nicht im Original.
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netzes umfasst dabei unter anderem auch die technische Sicherheit der im jeweiligen
Netz betriebenen Anlagen nach § 49 EnWG.39

3.2.2 Vermutungswirkung des § 49 EnWG hinsichtlich der VDE-AR-N 4110

Nach § 49 Abs. 1 Satz 1 EnWG müssen Energieanlagen so errichtet und betrieben wer-60
den, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Dabei sind vorbehaltlich sonsti-
ger Rechtsvorschriften die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten (§ 49
Abs. 1 Satz 2 EnWG). § 49 Abs. 2 Nr. 1 EnWG regelt, dass die Einhaltung der allgemein
anerkannten Regeln der Technik vermutet wird, wenn bei Anlagen zur Erzeugung, Fort-
leitung und Abgabe von Elektrizität die technischen Regeln des Verbandes der Elektro-
technik Elektronik Informationstechnik e. V. eingehalten werden.

Vorgaben der VDE-AR-N 4110 sind grundsätzlich wie allgemein anerkannte Regeln der61
Technik nach § 49 Abs. 1 Satz 1, Abs. 1 Satz 2 EnWG zu beachten, da die Anwendungsregel
eine technische Regel des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik
e. V. ist.

Zwar begründet § 49 Abs. 2 Nr. 1 EnWG nur eine Vermutungswirkung dafür, dass bei Ein-62
haltung der Vorgaben der VDE-AR-N 4110 die allgemein anerkannten Regeln der Technik
eingehalten worden sind. Durch den Verweis wird die VDE-AR-N 4110 nicht rechtsver-
bindlich.

Da die Anspruchstellerin diese Vermutung aber nicht entkräftet hat, kann die Anspruchs-63
gegnerin, soweit die VDE-AR-N 4110 auf die PV-Erweiterung anwendbar ist, deren Ein-
haltung fordern. Die Anspruchstellerin hat nicht nachgewiesen, dass die VDE-AR-N 4110
ganz oder in Teilen nicht den allgemein anerkannten Regeln der Technik im Sinne des
§ 49 Abs. 1 Satz 2 EnWG entspricht.

3.2.3 Keine anderweitige Erfüllung der allgemein anerkannten Regeln der Technik

Die Anspruchsgegnerin kann auch deshalb die Einhaltung der VDE-AR-N 4110 verlangen,64
weil die Anspruchstellerin nicht nachgewiesen hat, dass sie die allgemein anerkannten
Regeln der Technik auf andere Weise als durch die Umsetzung der VDE-AR-N 4110 erfüllt.
Insbesondere hat die Anspruchstellerin nicht dargelegt, dass bestimmte technische An-
39Bourwieg, in: Bourwieg/Hellermann/Hermes (Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, 4. Auflage 2023, § 11 EnWG, Rn. 48;
König, in: Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 4. Auflage 2019, § 11 EnWG, Rn. 21.
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forderungen wie die Technische Richtlinie am Mittelspannungsnetz des BDEW,40 die sie
für die PV-Bestand umgesetzt hat, auch weiterhin den allgemein anerkannten Regeln der
Technik im Zeitpunkt der Inbetriebnahme der PV-Erweiterung entsprachen.

Regeln der Technik werden dann als allgemein anerkannt angesehen, wenn sie in Fach-65
kreisen als richtig anerkannt sind, praktiziert werden und in der Praxis erprobt sind.41

Es ist zwar davon auszugehen, dass die technischen Vorgaben, die für die Errichtung der
PV-Bestand umgesetzt wurden, in der Praxis erprobt sind. Aufgrund der neuen techni-
schen Vorgaben in der VDE-AR-N 4110, die unter anderem die Vorgaben der unmittelbar
geltenden EU-Verordnung 2016/631 umsetzt, ist ohne weitere Begründung aber nicht
mehr davon auszugehen, dass die bisherigen Vorgaben in Fachkreisen für Anlagener-
weiterungen weiterhin als allgemein anerkannte Regeln der Technik anerkannt werden.
Dafür spricht auch, dass die Technische Richtlinie des BDEW mit Anwendungsbeginn
der VDE-AR-N 4110 außer Kraft gesetzt wurde.42

3.3 Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 auf die PV-Erweiterung

Die VDE-AR-N 4110 war auf die zugebaute PV-Erweiterung anwendbar. Der Anwen-66
dungsbereich der VDE-AR-N 4110 war erö�net, da die PV-Erweiterung als wesentliche
Änderung einzuordnen und die VDE-AR-N 4110 in zeitlicher Hinsicht anzuwenden war.
Auf die PV-Bestand �ndet die VDE-AR-N 4110 hingegen keine direkte Anwendung (vgl.
aber Rn. 124 �.).

3.3.1 Wesentliche Änderung nach VDE-AR-N 4110

Die Vorgaben der VDE-AR-N 4110 �nden deshalb auf die PV-Erweiterung Anwendung,67
weil die Anspruchstellerin die PV-Installation als Kundenanlage im Sinne des Ab-
schnitts 1 der VDE-AR-N 4110 wesentlich geändert hat. Nach Abschnitt 1 der VDE-AR-N
4110 ist diese anzuwenden, wenn Änderungen an einer Kundenanlage vorgenommen
werden, die wesentliche Auswirkungen auf die elektrische Eigenschaft der Kundenan-
lage haben.43 Ob die vorgenommenen Änderungen wesentlich sind, entscheidet der
Netzbetreiber anhand der Kriterien in Abschnitt 1 der VDE-AR-N 4110.44

40BDEW, Technische Richtlinie am Mittelspannungsnetz v. Juni 2008 sowie die dazugehörigen Regelungen und
Übergangsfristen v. 1. Januar 2013, https://www.bdew.de/energie/technische-richtlinien-bdew/, zuletzt abgerufen
am 23.10.2025, im Folgenden zusammengefasst als Technische Richtlinie des BDEW.

41BVerwG, Urt. v. 18.07.2013 – 7 A 4/12, abrufbar unter: https://www.bverwg.de/180713U7A4.12.0, Rn. 40.
42VDE-AR-N 4110, S. 11.
43VDE-AR-N 4110, S. 14.
44VDE-AR-N 4110, S. 14.
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Kundenanlage nach VDE-AR-N 4110 Die PV-Bestand und die PV-Erweiterung sind Teil einer68
Kundenanlage im Mittelspannungsnetz im Sinne der VDE-AR-N 4110.

Dies ergibt sich aus der De�nition der Kundenanlage in Abschnitt 3.1.27 der VDE-AR-69
N 4110; diese lautet wie folgt:

„Gesamtheit aller elektrischen Betriebsmittel hinter der Übergabestelle mit
Ausnahme der Messeinrichtungen zur Versorgung der Anschlussnehmer und
Anschlussnutzer.“45

Zudem stellt die VDE-AR-N 4110 in Abschnitt 1 klar, dass sie in vollem Umfang nur auf Er-70
zeugungsanlagen im Mittelspannungsnetz Anwendung �ndet, die ab einer maximalen
Wirkleistung von jeweils 135 kW an das Netz angeschlossen werden.46 Dies war sowohl
bei der PV-Bestand als auch bei der PV-Erweiterung der Fall, da sowohl die PV-Bestand
als auch die PV-Erweiterung jeweils eine installierte Leistung von mehr als 135 kW auf-
weisen (vgl. Rn. 4, 7).

Änderung der Kundenanlage durch PV-Erweiterung Mit dem Zubau der PV-Erweiterung änderte71
die Anspruchstellerin die bestehende Kundenanlage mit der Folge, dass die VDE-AR-N
4110 nur auf die PV-Erweiterung, nicht aber auf die PV-Bestand, Anwendung �ndet.

Die Erweiterung nach Abschnitt 1 VDE-AR-N 411047 ist ein Unterfall der Änderung einer72
Kundenanlage. Dabei de�niert die VDE-AR-N 4110 nicht eindeutig, was unter dem Begri�
der „Erweiterung“ zu verstehen ist. Legt man den Begri� jedoch aus, kommt man zu dem
Ergebnis, dass zumindest der Zubau neuer PV-Module in eine bestehende Kundenanlage
eine Erweiterung darstellt.

Die maßgebliche Passage der VDE-AR-N 4110 lautet wie folgt:73

„Für die Planung eines Umbaus bzw. einer Erweiterung einer Kundenanla-
ge ist auf den umzubauenden bzw. zu erweiternden Teil die zum Zeitpunkt
der Antragstellung für den Umbau bzw. die Erweiterung gültige Technische
Anschlussregel anzuwenden. Ein Beispiel für die Erweiterung einer Bestands-
anlage ist in Bild D.5 dargestellt. Für die nicht von der Änderung betro�e-
nen Anlagenteile gelten weiterhin die ursprünglichen Technischen Anschluss-
regeln. Für den Zubau neuer Erzeugungseinheiten in bestehende Erzeu-

45VDE-AR-N 4110, S. 22.
46VDE-AR-N 4110, S. 13.
47VDE-AR-N 4110, S. 15.
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gungsanlagenbedeutet dies, dass für diese Erzeugungseinheiten der Anlagen-
regler ebenfalls den Anforderungen dieser VDE-Anwendungsregel genügen
muss.“48

Eine Erweiterung einer Anlage liegt nach dem Wortlaut vor, wenn der Anlage weitere Be-74
standteile hinzugefügt werden, die dann mit den bereits vorhandenen Anlagenbestand-
teilen verbunden werden, ohne dass gleichzeitig bereits vorhandene Bestandteile ent-
fernt werden.49 Die Erhöhung der installierten Leistung ist dabei regelmäßig ein Ergeb-
nis der Erweiterung.50 Dieses Verständnis stützt auch der allgemeine Sprachgebrauch,
wonach „Erweiterung“ als Synonym zu „Ausbau“ oder „Ausdehnung“ verstanden wird.51

Dafür, dass bei einer Erweiterung neue Teile zu bereits bestehenden Teilen hinzugefügt75
werden, spricht auch die Systematik der VDE-AR-N 4110, die zwischen dem „zu erwei-
ternden Teil“ und den „nicht von der Änderung betro�enen Anlagenteilen“ unterschei-
det.52 Im Unterschied zu dem Ersetzen einzelner Anlagenteile, für welches die VDE-AR-N
4110 ebenfalls di�erenzierte Regelungen vorsieht,53 wird nicht ein bereits vorhandenes
Teil ausgebaut und ein neues Teil eingebaut. Stattdessen werden neue Teile hinzugebaut
(hier die PV-Module und Wechselrichter der PV-Erweiterung).

Was im Sinne der VDE-AR-N 4110 als erweiterndes Anlagenteil zu verstehen ist, insbe-76
sondere, ob darunter jedes zur Anlage hinzugefügte Teil fällt, ist dem Wortlaut nicht
eindeutig zu entnehmen.

Den Zubau neuer PV-Module zu bestehenden PV-Modulen sieht die VDE-AR-N 4110 hin-77
gegen ausdrücklich als einen möglichen Unterfall der Erweiterung vor. So legt sie in dem
Absatz zur Erweiterung54 fest, dass „für den Zubau neuer Erzeugungseinheiten in beste-
hende Erzeugungsanlagen“ der Anlagenregler ebenfalls den Anforderungen der VDE-
AR-N 4110 genügen muss. Eine Erzeugungsanlage ist nach der De�nition in Abschnitt
3.1.15 eine „Anlage, in der sich eine oder mehrere Erzeugungseinheiten elektrischer
Energie und alle zum Betrieb erforderlichen elektrischen Einrichtungen be�nden“55

und umfasst damit auch die bereits vorhandenen PV-Module der PV-Bestand, zu denen
dann die PV-Module der PV-Erweiterung hinzugefügt wurden. Bei den Verfahren zur
48VDE-AR-N 4110, S. 15. Hervorhebungen nicht im Original.
49Vgl. auch zum grundsätzlichen Verständnis von dem Begriff „Erweiterung“ Clearingstelle, Schiedsspruch v.

20.11.2019 – 2019/33, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2019/33, Rn. 21 ff.
50Siehe Clearingstelle, Schiedsspruch v. 20.11.2019 – 2019/33, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.
de/schiedsrv/2019/33, Rn. 21, 24 f.

51Duden online, https://www.duden.de/rechtschreibung/Erweiterung, zuletzt abgerufen am 27.10.2025.
52VDE-AR-N 4110, S. 15.
53Vgl. VDE-AR-N 4110, S. 14.
54VDE-AR-N 4110, S. 15.
55VDE-AR-N 4110, S. 20.
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Blindleistungsbereitstellung geht die VDE-AR-N 4110 in Abschnitt 10.2.2.556 ebenfalls da-
von aus, dass bei einer Erweiterung einer Erzeugungsanlage Erzeugungseinheiten neu
hinzukommen.

Der Verweis auf Abbildung D.5 der VDE-AR-N 411057 führt, entgegen des Vortrags der78
Anspruchstellerin, nicht dazu, dass eine Erweiterung hier abzulehnen wäre. Zwar wur-
de die PV-Erweiterung vorliegend – anders als in Abbildung D.5 – ohne eigene Trafo-
station an die bereits für die PV-Bestand bestehende Trafostation angeschlossen. Jedoch
stellt Anhang D der VDE-AR-N 4110 ausdrücklich lediglich Beispiele für Mittelspannungs-
netzanschlüsse dar.58 Der in Abbildung D.5 dargestellte Anlagenaufbau ist also nur einer
von mehreren möglichen Fällen der Erweiterung, die nicht alle abschließend dargestellt
sind.

Wesentliche Änderung Die Anspruchsgegnerin konnte festlegen, dass die verfahrensge-79
genständliche Erweiterung eine wesentliche Änderung darstellt.

Nach Abschnitt 1 der VDE-AR-N 411059 entscheidet der Netzbetreiber nach Prüfung80
der Änderungsmitteilung, ob es sich um eine wesentliche Änderung im Sinne der
Anwendungsregel handelt. Seine Entscheidung tri�t er unter Berücksichtigung der in
Abschnitt 1 beschriebenen Fallkonstellationen60. Diese musste die Anspruchsgegnerin
vorliegend jedoch nicht berücksichtigen, da sie nicht einschlägig sind.

Insbesondere ist die Fallkonstellation einer Änderung oder eines Austausches von Ver-81
brauchsgeräten, Erzeugungseinheiten, Speichern oder den in Abschnitt 11.3 (Komponen-
tenzerti�kat) der VDE-AR-N 4110 aufgeführten Komponenten61 vorliegend nicht gege-
ben.

Die entsprechenden Vorgaben lauten wie folgt:82

„Eine Änderung oder ein Austausch von Verbrauchsgeräten, Erzeugungsein-
heiten, Speichern und von den in 11.3 aufgeführten Komponenten wird dann
als wesentliche Änderung verstanden, wenn durch die Änderung oder den
Tausch die elektrischen Eigenschaften dieser Geräte vom ursprünglichen
Stand (vor der Änderung) abweichen. Wesentliche Änderungen können sein:

56VDE-AR-N 4110, S. 90
57VDE-AR-N 4110, S. 15, 212.
58VDE-AR-N 4110, S. 208.
59VDE-AR-N 4110, S. 14.
60VDE-AR-N 4110, S. 14.
61Teile für die ein Komponentenzertifikat auszustellen ist.
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• Änderung der vereinbarten Anschlusswirkleistung PAV,B bzw. PAV,E oder
der vereinbarten Anschlussscheinleistung SAV,B bzw. SAV,E;

• Verschlechterung der Netzrückwirkungen derart, dass die zum Zeitpunkt
der ursprünglichen Netzanschlussprüfung gültigen Netzrückwirkungs-
Grenzwerte verletzt werden;

• Änderung des Schutzkonzepts;

• Änderungen der elektrischen Infrastruktur (wie z. B. Netztransformato-
ren oder Mittelspannungskabelverbindungen, Umbau, Erweiterung oder
Rückbau einer Übergabestation).“62

Die Aufzählung der möglichen wesentlichen Änderungen63 steht im selben Absatz wie83
die Ausführungen zu den Änderungen oder dem Austausch von Verbrauchsgeräten, Er-
zeugungseinheiten und Speichern. Sie �ndet also nur für die Fälle Anwendung, in de-
nen Verbrauchsgeräte, Erzeugungseinheiten und Speicher ihre elektrischen Eigenschaf-
ten verändern. Dazu vergleicht die VDE-AR-N 4110 die elektrischen Eigenschaften vor
und nach der Änderung oder dem Tausch. Die PV-Module der PV-Erweiterung oder ihre
Wechselrichter können hingegen ihre elektrische Eigenschaft nicht geändert haben, da
sie ursprünglich gar nicht vorhanden waren, sondern erst zugebaut wurden.

FAQ des FNN Die von den Parteien angeführten FAQ des FNN zu den wesentlichen Än-84
derungen64 und dort insbesondere Fallbeispiel 4 sind auch ein Indiz dafür, dass bei
einem Zubau weiterer Erzeugungseinheiten mit derselben Primärenergieart aufgrund
der erhöhten Anschlusswirkleistung bzw. Anschlussscheinleistung von einer wesentli-
chen Änderung auszugehen ist. Dagegen spricht auch nicht, dass im Fallbeispiel 4 ei-
ne bestehende Typ-1-Erzeugungseinheit um eine weitere Typ-1-Erzeugungseinheit er-
weitert wird, wohingegen es sich im verfahrensgegenständlichen Fall jeweils im Typ-
2-Erzeugungseinheiten handelt. Maßgeblich ist vielmehr, dass es sich jeweils um eine
Leistungserhöhung durch den Zubau von Erzeugungseinheiten desselben Typs handelt.
Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass die Fallbeispiele in den FAQ nur Indizwirkung
für die Auslegung haben, da durch sie keine Vermutungswirkung wie durch die VDE-AR-
N 4110 entsteht.

Die Vorgabe aus Abschnitt 1 der VDE-AR-N 4110, dass eine Änderung immer dann we-85
sentlich ist, wenn sie Anlagenteile oder Komponenten betri�t, die mindestens 50 Prozent
62VDE-AR-N 4110, S. 14 . Hervorhebungen nicht im Original.
63VDE-AR-N 4110, S. 14, 6. Absatz.
64VDE FNN, Fallsammlung: Wesentliche Änderungen, https://www.vde.com/de/fnn/themen/tar/tar-mittelspannung-vde-
ar-n-4110, zuletzt abgerufen am 27.10.2025.
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der insgesamt für den Netzanschlusspunkt vereinbarten Anschlusswirkleistung entspre-
chen,65 greift hier nicht. Diese Regelung gilt nur für die Fallkonstellationen, in denen „mit
einemUmbau oder einerModernisierungKomponenten oder Anlagenteile ersetztwer-
den“.66 Wie bereits dargestellt (Rn. 74), liegt bei einer Erweiterung gerade kein Ersetzen
von Anlagenteilen oder Komponenten vor. Die Frage, ob hier ein Umbau oder eine Mo-
dernisierung erfolgt ist, kann also dahinstehen.

Es ist nicht davon auszugehen, dass die Anspruchsgegnerin den ihr in Abschnitt 186
der VDE-AR-N 4110 gewährten Entscheidungsspielraum überschritten hat. Wenn die
VDE-AR-N 4110 schon bei einer Änderung oder einem Austausch von Erzeugungsein-
heiten und einer damit verbundenen Änderung der Anschlusswirkleistung von einer
wesentlichen Änderung ausgeht (Rn. 81 f.), muss dies erst recht zutre�en, wenn die
Anschlusswirkleistung durch den Zubau von installierter Leistung verändert wird. Die
elektrischen Eigenschaften der Kundenanlage verändern sich dann mindestens genauso
umfassend. Die installierte Leistung der PV-Bestand ( [ca. 700 kWp] ) wurde mit Zubau
der PV-Erweiterung um eine zusätzliche installierte Leistung von [ca. 300 kWp] deutlich
erhöht. Dabei hat sich auch die Anschlusswirkleistung erhöht und damit verändert,
da die PV-Erweiterung mit eigenen Wechselrichtern angeschlossen wurde. Die Erhö-
hung der Anschlusswirkleistung erforderte zudem eine vertragliche Ergänzung zum
Netzanschlussvertrag für die zusätzliche Einspeiseleistung (Rn. 9).

Anders als von der Anspruchstellerin vorgetragen (Rn. 21), führt nicht jeder Austausch87
eines Wechselrichters dazu, dass die neuen Vorgaben der VDE-AR-N 4110 eingehalten
werden müssen. Hier würden die Vorgaben des Abschnitts 1 zum einfachen Ersatz oder
zur Modernisierung der VDE-AR-N 4110 Anwendung �nden, die selbst bei Modernisie-
rung eines Anlagenteils vorsieht, dass nur das neue Betriebsmittel den neuen techni-
schen Vorgaben entsprechen muss.67

3.3.2 Zeitliche Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110

Nur auf die zugebaute PV-Erweiterung �ndet die VDE-AR-N 4110 in der ab dem 1. No-88
vember 2018 gültigen Fassung Anwendung.

Dies folgt aus den Bestimmungen zum Anwendungsbeginn der VDE-AR-N 4110:89

„Anwendungsbeginn dieser VDE-Anwendungsregel ist 2018-11-01.
65VDE-AR-N 4110, S. 14.
66VDE-AR-N 4110, S. 14. Hervorhebungen nicht im Original.
67VDE-AR-N 4110, S. 14.
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Bis 2019-04-26 darf das zum Zeitpunkt der Verö�entlichung dieser VDE-
Anwendungsregel gültige Regelwerk angewendet werden.

Es sind die Fristen des NC RfG (Artikel 4, Abs. 2 und Artikel 72), des NC DCC
(Artikel 4, Abs. 2 und Artikel 59) sowie nationale Festlegungen zu beachten.“68

Im Abschnitt 169 konkretisiert die VDE-AR-N 4110, dass auf den erweiterten Teil dieje-90
nige Technische Anschlussregel anzuwenden ist, die zum Zeitpunkt der Antragsstellung
für die Erweiterung gültig ist. Hinsichtlich der Antragsstellung ist auf das Netzanschluss-
begehren im Sinne des EEG abzustellen, da dies der Antrag ist, der gegenüber dem Netz-
betreiber den Netzanschlussprozess einleitet.

Die PV-Bestand konnte noch angeschlossen und betrieben werden, ohne dass die Vor-91
gaben der VDE-AR-N 4110 zu berücksichtigen gewesen wären. Das Netzanschlussbegeh-
ren für die PV-Bestand wurde im Jahr 2018 gestellt und die Inbetriebnahme erfolgte am
[. . . ]März 2019 (Rn. 4) und somit bevor die VDE-AR-N 4110 am 27. April 2019 zwingend
Anwendung fand.

Auf die PV-Erweiterung fand die VDE-AR-N 4110 hingegen Anwendung, da das Netzan-92
schlussbegehren für die PV-Erweiterung am [. . . ]November 2019 (Rn. 5) und damit nach
dem 27. April 2019 gestellt wurde.

3.3.3 Zeitliche Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 unter Berücksichtigung der EU-Verordnung
2016/631

Auch unter Berücksichtigung der Übergangsvorschriften der EU-Verordnung 2016/631,93
die in der VDE-AR-N 4110 als „NC RfG“ bezeichnet wird (Rn. 89), ist die VDE-AR-N 4110
auf die PV-Erweiterung, nicht aber auf die PV-Bestand anzuwenden. Dabei gilt die PV-
Bestand als bestehende Stromerzeugungsanlage im Sinne der EU-Verordnung 2016/631,
die vom Anwendungsbereich der EU-Verordnung 2016/631 ausgenommen ist. Die PV-
Erweiterung fällt als eigene neue Stromerzeugungsanlage in den Anwendungsbereich
der EU-Verordnung 2016/631.

Zwar kann die VDE-AR-N 4110, soweit sie der Umsetzung der Anforderungen an Erzeu-94
gungsanlagen aus der EU-Verordnung 2016/631 dient, nur ab dem Zeitpunkt Anwendung
�nden, ab dem die EU-Verordnung 2016/631 im deutschen Recht Anwendung �ndet. Im
vorliegenden Fall kann jedoch dahinstehen, welche der vorliegend zu prüfenden techni-
schen Vorgaben aus der VDE-AR-N 4110 (Rn. 2) im Einzelnen der Umsetzung von Vorga-
68VDE-AR-N 4110, S. 2.
69VDE-AR-N 4110, S. 14, 15.
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ben aus der EU-Verordnung 2016/631 dienen, da die VDE-AR-N 4110 auch unter Berück-
sichtigung der Übergangsvorschriften aus der EU-Verordnung 2016/631 Anwendung auf
die PV-Erweiterung und keine Anwendung auf die PV-Bestand �ndet.

Artikel 4 der EU-Verordnung 2016/631 regelt die Übergangsfristen für bestehende95
Stromerzeugungsanlagen. Als bestehende Stromerzeugungsanlage wird eine Stromer-
zeugungsanlage nach Artikel 4 Abs. 2 der EU-Verordnung 2016/631 angesehen, wenn
sie am Tag des Inkrafttretens der Verordnung im Mai 2016 bereits an das Netz ange-
schlossen ist oder wenn der Eigentümer der Gesamteinrichtung zur Stromerzeugung
binnen zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung einen endgültigen und
bindenden Vertrag über den Erwerb der Hauptkomponenten einer Erzeugungsanlage
schließt.

PV-Bestand als Stromerzeugungsanlage nach der EU-Verordnung 2016/631 Die PV-Bestand be-96
stand aus einer oder mehreren Stromerzeugungsanlagen im Sinne der EU-Verordnung
2016/631.

Nach Art. 2 Nr. 5 EU-Verordnung 2016/631 ist eine Stromerzeugungsanlage eine synchro-97
ne Stromerzeugungsanlage oder eine nichtsynchrone Stromerzeugungsanlage. Gemäß
Art. 2 Nr. 17 EU-Verordnung 2016/631 ist eine nichtsynchrone Stromerzeugungsanlage
eine Einheit oder eine Reihe von Einheiten zur Erzeugung von Strom, die entweder nicht
synchron oder mithilfe von Leistungselektronik an das Netz angeschlossen ist und zu-
dem über einen einzelnen Netzanschlusspunkt mit einem Übertragungsnetz, einem Ver-
teilernetz (einschließlich geschlossener Verteilernetze) oder einem HGÜ-System verfügt.

Die PV-Module der PV-Bestand waren entweder einzelne Einheiten oder eine Reihe von98
Einheiten zur Erzeugung von Strom.

Eine Reihe von Einheiten liegt bei PV-Anlagen zumindest dann vor, wenn einzelne PV-99
Module aus technischer Sicht eine Einheit bilden.70 Dies ist jedenfalls dann der Fall,
wenn PV-Module über denselben Wechselrichter an das Netz angeschlossen sind. Dies
legt die deutsche Sprachfassung des Art. 2 Nr. 5 EU-Verordnung 2016/631 nahe, die auf
eine „Reihe von Einheiten“ abstellt, die „mithilfe von Leistungselektronik“ an das Netz
angeschlossen ist.

Unabhängig davon, ob die PV-Bestand sich im Sinne der EU-Verordnung 2016/631 aus100
einzelnen Einheiten und damit mehreren Stromerzeugungsanlagen zusammensetzt
oder als eine Stromerzeugungsanlage mit einer Reihe von Einheiten einzuordnen ist,
70Vgl. auch die Bezeichnung „ensemble of units“ in der englischen Sprachfassung.
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sind alle PV-Module am selben Tag in Betrieb genommen worden. Für alle PV-Module
der PV-Bestand gelten daher dieselben Übergangsvorschriften aus der EU-Verordnung
2016/631. Die PV-Module der PV-Bestand wurden auch an denselben Netzverknüp-
fungspunkt angeschlossen und nicht synchron sowie mithilfe von Wechselrichtern als
Leistungselektronik an das Netz angeschlossen.

Fristen für PV-Bestand nach Artikel 4 EU-Verordnung 2016/631 und § 118 Abs. 25 EnWG Ob die101
PV-Bestand nach den Vorgaben in Artikel 4 Abs. 2 Unterabsatz 1 der EU-Verordnung
2016/631 als bestehende Anlage einzuordnen ist, insbesondere ob binnen zweier Jahre
nach dem Inkrafttreten der EU-Verordnung 2016/631 ein endgültiger und bindender Ver-
trag über den Erwerb der Hauptkomponenten geschlossen wurde, kann hier dahinste-
hen. Jedenfalls war die PV-Bestand nach der nationalen Regelung in § 118 Abs. 25 EnWG
als Bestandsanlage im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der EU-Verordnung 2016/631 einzuord-
nen.

Die Übergangsfristen der EU-Verordnung 2016/631 erweitert im deutschen Recht § 118102
Abs. 25 EnWG, der damit von der nationalen Regelungskompetenz nach Art. 4 Abs. 2 Un-
terabsatz 3 EU-Verordnung 2016/631 Gebrauch macht.71 § 118 Abs. 25 EnWG72 lautet wie
folgt:

„Stromerzeugungsanlagen im Sinne der Verordnung (EU) 2016/631 sind als
bestehend anzusehen, sofern sie bis zum 30. Juni 2020 in Betrieb genommen
wurden und für sie vor dem 27. April 2019

1. eine Baugenehmigung oder eine Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz erteilt wurde oder

2. der Anschluss an das Netz begehrt wurde und eine Baugenehmigung
oder eine Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz nicht
erforderlich ist.

Der Betreiber der Anlage kann auf die Einstufung als Bestandsanlage verzich-
ten. Der Verzicht ist schriftlich gegenüber dem Netzbetreiber zu erklären.“

Eine Baugenehmigung war für die PV-Bestand nach § 61 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a) der103
[Landes] BauO73 nicht erforderlich. Eine Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz
71Vgl. Pfeiffer, in: Assmann/Pfeiffer (Hrsg.), EnWG, 15. Aufl. 2025, § 118, Rn. 88.
72Wortlaut jeweils identisch in der bei Inbetriebnahme der PV-Bestand am 22.03.2019 und der bei Inbetriebnahme

der PV-Erweiterung am 30.04.2020 geltenden Fassung des EnWG.
73[Landes] Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 ([Landes]GVBl. S. 186), die zuletzt

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 ([Landes]GVBl. S. 706) geändert worden ist.
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war nach § 4 Abs. 1 Satz 3 BImSchG74 i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1, Anhang 1 der 4. BImSchV75

nicht erforderlich. Das Netzanschlussbegehren ist im Jahr 2018 (Rn. 4) gestellt worden.

Die Ausnahmeregelung nach Artikel 4 Abs. 1 der EU-Verordnung 2016/631, nach der die104
EU-Verordnung 2016/631 ausnahmsweise auch auf bestehende Anlagen im Sinne der EU-
Verordnung 2016/631 Anwendung �ndet, greift für die PV-Bestand nicht. Die PV-Bestand
erfüllt nicht die Tatbestandsvoraussetzungen von Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a) der EU-
Verordnung 2016/631, da sie aufgrund ihrer installierten Leistung von [ca. 700 kWp] eine
Typ-B-Anlage nach der EU-Verordnung 2016/631 darstellt. Eine Entscheidung nach Arti-
kel 4 Abs. 1 Buchstabe b) der EU-Verordnung 2016/631 gibt es für die PV-Bestand nicht.
74Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen

und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung v.
17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung zur Umsetzung von Artikel 14
der Richtlinie zur Energieeffizienz und zur Änderung weiterer umweltrechtlicher Vorschriften vom 28. April 2015
(BGBl. I S. 670).

75Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürfti-
ge Anlagen – 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017.
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PV-Erweiterung als neue Stromerzeugungsanlage nach der EU-Verordnung 2016/631 Die PV-105
Erweiterung bildet mit der PV-Bestand keine gemeinsame Stromerzeugungsanlage. Sie
ist als eine separate Stromerzeugungsanlage oder mehrere neue separate Stromerzeu-
gungsanlagen im Sinne des Artikel 4 der EU-Verordnung 2016/631 einzuordnen. Dies
ergibt sich zwar nicht eindeutig aus dem Wortlaut der EU-Verordnung 2016/631, folgt
jedoch aus der systematischen und teleologischen Auslegung.

Wortlaut Nach dem Wortlaut der oben angeführten De�nition der Stromerzeugungsan-106
lage (Rn. 97) ist es nicht ausgeschlossen, dass neue PV-Module zusammen mit den be-
reits vorhandenen PV-Modulen eine Reihe von Einheiten und damit eine gemeinsame
Stromerzeugungsanlage bilden, sodass sich der Bestandsschutz für die ursprünglich vor-
handenen PV-Module nach Artikel 4 der EU-Verordnung 2016/631 auch auf die hinzuge-
bauten PV-Module erstreckt. Der Wortlaut tri�t diesbezüglich jedoch keine eindeutige
Aussage.

Systematik Die EU-Verordnung 2016/631 unterscheidet zwischen Gesamteinrichtung107
zur Stromerzeugung und Stromerzeugungsanlagen. Nach Art. 2 Nr. 6 EU-Verordnung
2016/631 ist eine Gesamteinrichtung zur Stromerzeugung eine Einrichtung, die Pri-
märenergie in elektrische Energie umwandelt und eine oder mehrere an einem oder
mehreren Netzanschlusspunkten mit einem Netz verbundene Stromerzeugungsanlagen
umfasst. Eine Kombination aus Bestandsanlage und Erweiterung lässt sich daher unter
den Begri� der „Gesamteinrichtung zur Stromerzeugung“ fassen. Eine begri�iche
Notwendigkeit, die Bestandsanlage und die Erweiterung als Teil ein- und derselben
Stromerzeugungsanlage einzuordnen, besteht folglich nicht.

Sinn und Zweck Nach dem Sinn und Zweck der Regelung sollen auf neu hinzukommende108
PV-Module die neuen Vorgaben der EU-Verordnung 2016/631 Anwendung �nden. Der
EU-Gesetzgeber ging davon aus, dass nur solche Anlagen nicht unter den Anwendungs-
bereich der EU-Verordnung 2016/631 fallen sollen, für die bereits wirtschaftliche Inves-
titionen getätigt wurden.

Art. 4 Abs. 2 EU-Verordnung 2016/631 sieht einen Bestandsschutz nämlich dann vor,109
wenn eine Stromerzeugungsanlage zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung
bereits an das Netz angeschlossen ist oder der Eigentümer der Gesamteinrichtung
zur Stromerzeugung binnen zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Verordnung
einen Vertrag über die Hauptkomponenten einer Erzeugungsanlage schließt. In Erwä-
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gungsgrund 8 der EU-Verordnung 2016/631 begründet der EU-Gesetzgeber dies wie
folgt:

„Im Interesse der erforderlichen Rechtssicherheit sollten die Anforderungen
dieser Verordnung nur für neue Gesamteinrichtungen zur Stromerzeu-
gung gelten, nicht jedoch für bestehende Stromerzeugungsanlagen und
Stromerzeugungsanlagen, die sich in einem fortgeschrittenen Planungs-
stadium be�nden, aber noch nicht fertiggestellt sind, soweit die relevante
Regulierungsbehörde oder der Mitgliedstaat angesichts der Entwicklung der
Netzanforderungen und einer umfassenden Kosten-Nutzen-Analyse oder
aufgrund einer erheblichen Modernisierung dieser Gesamteinrichtungen zur
Stromerzeugung nichts anderes vorsieht.“76

Werden weitere PV-Module zu bereits vorhandenen PV-Modulen hinzugebaut, braucht110
es diese Rechtssicherheit gerade nicht mehr. Die neuen technischen Anforderungen wa-
ren den Anlagenbetreibenden dann zu Beginn oder in einem frühen Stadium ihrer Pla-
nung bekannt. Anders als bei einer einfachen Reparatur nehmen Anlagenbetreibende
zusätzliche Investitionen vor, um zusätzliche Gewinne zu erwirtschaften, die sie mit der
ursprünglichen Anlage nicht erwirtschaftet hätten. Es werden also gerade nicht bereits
abgeschlossene Gewinnerwartungen enttäuscht, sondern die Anlagenbetreibenden kön-
nen die zusätzlichen Kosten in ihrer Planung berücksichtigen.

Ziel der EU-Verordnung 2016/631 ist es zudem, die Netze in der Europäischen Union zu111
modernisieren. Dies folgt schon aus Erwägungsgrund 3:

„Es sollten harmonisierte Vorschriften für den Netzanschluss von Stromer-
zeugungsanlagen festgelegt werden, um einen klaren Rechtsrahmen für den
Netzanschluss zu scha�en, den unionsweiten Stromhandel zu erleichtern, die
Systemsicherheit zu gewährleisten, die Integration erneuerbarer Energieträ-
ger zu unterstützen, den Wettbewerb zu fördern sowie eine e�zientere Netz-
und Ressourcennutzung zu ermöglichen und somit Vorteile für die Verbrau-
cher zu scha�en.“

Die Erreichung dieses Ziels würde wesentlich verzögert, wenn die Vorgaben der EU-112
Verordnung 2016/631 nicht umzusetzen wären, solange bereits Anlagenteile vorhanden
wären, auf die sich der Bestandsschutz erstreckt. Nach dem ersten Erwägunsgrund der
EU-Verordnung 2016/631 sollen deren Vorgaben vielmehr möglichst zeitnah umgesetzt
werden:
76Hervorhebungen nicht im Original.
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„Die rasche Vollendung eines voll funktionierenden und vernetzten Ener-
giebinnenmarkts ist für die Erhaltung der Energieversorgungssicherheit, die
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und die Gewährleistung erschwing-
licher Energiepreise für die Verbraucher von entscheidender Bedeutung.“77

Fristen für PV-Erweiterung nach Artikel 4 EU-Verordnung 2016/631 und § 118 Abs. 25 EnWG Der113
für die PV-Bestand geltende Bestandsschutz erstreckt sich nicht auf die PV-Erweiterung,
da diese nicht als Teil der Stromerzeugungsanlage PV-Bestand einzuordnen ist, son-
dern als eigene (neue) Stromerzeugungsanlage im Sinne der EU-Verordnung 2016/631
(Rn. 105 �.).

Die PV-Erweiterung ist nicht als bestehende Stromerzeugungsanlage nach Artikel 4114
Abs. 2 Unterabsatz 1 der EU-Verordnung 2016/63 einzuordnen. Sie war zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens der EU-Verordnung 2016/63 im Mai 2016 noch nicht ans Netz ange-
schlossen. Zudem liegen keine Hinweise darauf vor, dass die Anspruchstellerin einen
endgültigen und bindenden Vertrag über den Erwerb der Hauptkomponenten der PV-
Erweiterung innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der EU-Verordnung 2016/63
im Mai 2016 geschlossen hat und innerhalb von 30 Monaten nach Inkrafttreten der
EU-Verordnung 2016/63 die Anspruchsgegnerin und die Übertragungsnetzbetreiberin
darüber unterrichtet hat.

Auch unter Berücksichtigung der verlängerten Übergangsfristen aus § 118 Abs. 25115
EnWG war die PV-Erweiterung keine Bestandsanlage im Sinne der EU-Verordnung
2016/63. Für sie war ebenfalls keine Baugenehmigung oder Genehmigung aus dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz erforderlich. Das Netzanschlussbegehren wurde aber
erst nach dem Stichtag des 27. April 2019, nämlich am [. . . ]November 2019 (Rn.5),
gestellt.

3.3.4 Anlagenzusammenfassung nach EEG 2017

Entgegen dem Vortrag der Anspruchstellerin (Rn. 17) folgt weder aus dem Anlagenbe-116
gri� (Rn. 117) noch den Regelungen zur Anlagenzusammenfassung des EEG (Rn. 118 f.,
Rn. 120), dass ein etwaiger Bestandsschutz im Hinblick auf die P�icht zur Einhaltung der
Technischen Regeln für die PV-Erweiterung greift.

Anlagenbegriff im Sinne des EEG Nach dem Anlagenbegri� in § 3 Nr. 1 EEG 2017 ist bei Solar-117

77Hervorhebungen nicht im Original.
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anlagen jedes PV-Modul als eine eigenständige Anlage anzusehen. Sowohl die PV-Module
der PV-Bestand als auch die der PV-Erweiterung sind damit als eigene Anlage zu betrach-
ten.

Keine Anlagenzusammenfassung nach § 24 EEG 2017 Die Anlagenzusammenfassung nach § 24118
Abs. 1 EEG 2017 ist auf die Ermittlung des Zahlungsanspruchs nach § 19 EEG 2017 und
die Berechnung der Anlagengröße für die Einspeisevergütung (§ 21 EEG 2017) oder die
wettbewerbliche Ermittlung der Marktprämie (§ 22 EEG 2017) beschränkt. Die Anlagen-
zusammenfassung gilt hingegen nicht hinsichtlich der Frage, welche technischen Vorga-
ben einzuhalten sind.

Darüber hinaus wäre eine Anlagenzusammenfassung nach § 24 EEG 2017 auch schon119
deshalb nicht anzunehmen, weil die PV-Bestand und die PV-Erweiterung nicht inner-
halb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb genommen worden
sind. Da bei der Berechnung der zwölf Kalendermonate der Monat der Inbetriebnah-
me voll mitzuzählen ist,78 hätte die PV-Erweiterung nach der Inbetriebnahme der PV-
Erweiterung ([. . . ]März 2019) vor Ablauf des Monats Februar 2020 in Betrieb genommen
werden müssen. Die PV-Erweiterung wurde aber erst am [. . . ]April 2020 in Betrieb ge-
nommen.

Keine Anlagenzusammenfassung nach § 9 EEG 2017 Die Regelung zur Anlagenzusammenfas-120
sung aus § 9 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 geben nicht vor, wann mehrere Solaranlagen als eine
Solaranlage nach § 10 EEG 2017 i. V. m. § 49 EnWG zu betrachten sind. Die hier geregelte
Zusammenfassung mehrerer Solaranlagen zu einer Solaranlage gilt nur für die Berech-
nung der installierten Leistung, ab der die technischen Vorgaben nach § 9 Abs. 1 und 2
EEG 2017 umzusetzen sind. Sie führt nicht dazu, dass beim Zubau weiterer PV-Module
die Vorgaben des § 9 EEG 2017 nicht zu beachten wären. Vielmehr kann sie gerade da-
zu führen, dass auch die ursprünglich vorhandenen PV-Anlagen zusätzliche technische
Anforderungen erfüllen müssen.

3.4 Vorgaben zum übergeordneten Entkupplungsschutz aus VDE-AR-N 4110

Da die Anspruchstellerin die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik121
im Sinne des § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49 Abs. 1 EnWG nicht anderweitig nachgewie-
sen hat, war die Anspruchsgegnerin berechtigt, von der Anspruchstellerin gemäß § 10
78Vgl. Clearingstelle, Hinweis v. 05.11.2009 – 2009/13, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/
2009/13, Leitsatz 1.

Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2024/9-VIII können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG | KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107788 B · USt-IdNr. DE 255468643

31

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2009/13
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2009/13
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2024/9-VIII


Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021
i. V. m. § 49 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG zu fordern, dass diese die Vorgaben
zum übergeordneten Entkupplungsschutzes für die PV-Erweiterung aus den folgenden
Abschnitten der VDE-AR-N 4110 einhält:

1. Abschnitt 10.3.1 und Anlage E.9 der VDE-AR-N 4110,

2. die Schutzeinstellblätter der Anspruchsgegnerin soweit diese der Umsetzung des
Formulars E.9 dienten und

3. Abschnitt 10.3.5.3.1 der VDE-AR-N 4110.

Sie war berechtigt, die Einhaltung der Vorgaben aus der VDE-AR-N 4110 für die122
PV-Erweiterung zu fordern, weil diese auf die PV-Erweiterung anwendbar ist (vgl.
Abschnitt 3.3).

Die Anspruchsgegnerin war auch berechtigt, die Umsetzung ihrer Schutzeinstellblätter123
für den übergeordneten Entkupplungsschutz zu fordern. In Abschnitt 10.3 der VDE-AR-
N 4110 werden allgemein die Anforderungen für Schutzeinrichtungen und Schutzein-
stellungen geregelt. In Abschnitt 10.3.1 der VDE-AR-N 4110 wird dabei die Vorgabe der
konkreten Schutzeinstellwerte über den Netzbetreiberabfragebogen E.9 gefordert. Diese
hat die Anspruchsgegnerin durch ihre Schutzeinstellblätter umgesetzt. Diese dienten der
Konkretisierung der Schutzeinstellwerte, die der Netzbetreiber nach Anlage E.9 der VDE-
AR-N 4110 vorgeben muss. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass die Anspruchstellerin
dabei in ihren Schutzeinstellblättern Vorgaben gemacht hat, die über die Vorgaben hin-
ausgehen, die sie nach Anlage E.9 machen muss.

Umsetzung an Betriebsmitteln der PV-Bestand Die Anspruchstellerin hat dafür Sorge124
zu tragen, dass die Vorgaben für den übergeordneten Entkupplungsschutz für die
PV-Erweiterung erfüllt sind. Dabei stand es der Anspruchstellerin jedoch frei zu
entscheiden, wie sie die gerade genannten Vorgaben für den übergeordneten Entkupp-
lungsschutz umsetzt. Dies konnte die Anspruchsgegnerin nicht vorgeben, da diese
Entscheidung von der Anspruchstellerin selbst zu tre�en ist.

Der Anspruchstellerin stand es dabei insbesondere frei zu entscheiden, ob sie die tech-125
nischen Vorgaben mit einer gesonderten Trafostation für die PV-Erweiterung umsetzt,
sodass die ursprünglich vorhandenen technischen Bestandteile, wie der übergeordne-
te Entkupplungsschutz, nicht angepasst werden müssen. Entscheidet sie sich, wie hier,
beispielsweise aus Kostengründen dafür, den übergeordneten Entkuppelungsschutz für
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beide Anlagenteile zu nutzen, muss sie für diesen auch die technischen Vorgaben erfül-
len, die sie für die PV-Erweiterung zu erfüllen hat. Die Entscheidung, in die bestehende
Anlage einzugreifen, tri�t sie dabei selbst. Ein etwaiger Bestandsschutz79 der ursprüng-
lichen Anlage, der verhindern würde, dass die technischen Vorgaben aus der VDE-AR-N
4110 nachträglich für die PV-Bestand umgesetzt werden müssen, wird deshalb nicht ver-
letzt.

Diesem Verständnis entsprechen auch die Vorgaben in der VDE-AR-N 4110. Nach Ab-126
schnitt 1 der VDE-AR-N 411080 gelten die ursprünglichen technischen Anschlussregeln
für die Anlagenteile der ursprünglichen Anlage, die nicht von der Änderung betro�en
sind. Sobald aber neue Anlagenteile mit vorhanden Anlagenteilen aus technischen Grün-
den zwingend verbunden werden müssen, damit sie sicher betrieben werden können,
sind auch die ursprünglichen Anlagenteile von der Änderung „betro�en“.

3.5 Umsetzung der Vorgaben zum zentralen Entkupplungsschutz

Da die Anspruchstellerin die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik127
im Sinne des § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49 Abs. 1 EnWG nicht anderweitig nachgewie-
sen hat, war die Anspruchsgegnerin berechtigt, von der Anspruchstellerin § 10 Abs. 2
EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021 i. V. m. § 49
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG zu fordern, dass der zentrale Entkupplungsschutz
für die PV-Erweiterung den Vorgaben nach Abschnitt 10.3.5.3.2 der VDE-AR-N 411081

entspricht.

Die Ausführungen im Abschnitt 3.3 zur Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 gelten hier128
ebenfalls.

Wie beim übergeordneten Entkupplungsschutz konnte die Anspruchsgegnerin nicht for-129
dern, dass die Vorgaben aus Abschnitt 10.3.5.3.2 der VDE-AR-N 4110 am bereits vorhan-
denen zentralen Entkupplungsschutz umgesetzt werden und damit auch der zentrale
Entkupplungsschutz der PV-Bestand geändert wird (vgl. Rn. 124�.). Will die Anspruch-
stellerin die Vorgaben des Abschnitts 10.3.5.3.2 der VDE-AR-N 4110 aber nicht mit ei-
nem separatem, sondern einem gemeinsamen zentralen Entkupplungsschutz für die PV-
79In der Literatur wird vertreten, dass eine Anlage, solange keine erheblichen Gefahren von ihr ausgehen, grundsätzlich

ohne Anpassungen weiter bestehen darf, wenn sie ursprünglich rechtskonform errichtet worden ist, sich die gesetz-
lichen Vorgaben aber in der Zwischenzeit verändert haben, vgl. van Rienen/Wasser, in: Theobald/Kühling (Hrsg.),
Energierecht, Stand: 129. Ergänzungslfg. April 2025, 180. Technische Sicherheit Rn. 102.

80VDE-AR-N 4110, S. 15.
81VDE-AR-N 4110, S. 118.
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Bestand und PV-Erweiterung umsetzen, muss der zentrale Entkupplungsschutz auch die
Vorgaben der VDE-AR-N 4110 erfüllen.

3.6 Tausch des Stromwandlers

Da die Anspruchstellerin die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik130
im Sinne des § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49 Abs. 1 EnWG nicht anderweitig nachgewie-
sen hat, war die Anspruchsgegnerin berechtigt, von der Anspruchstellerin gemäß § 10
Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021
i. V. m. § 49 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG zu fordern, dass der Messkern des
Stromwandlers "[. . . ]“, soweit er der Messwertermittlung für den EZA-Regler der PV-
Erweiterung dient, die Genauigkeitsklasse von 0,5 nach Abschnitt 6.2.2.7 der VDE-AR-N
411082 erfüllt.

Die Ausführungen im Abschnitt 3.3 zur Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 gelten hier131
ebenfalls.

Soweit die Anspruchstellerin den EZA-Regler und den Stromwandler "[. . . ]“ der PV-132
Bestand auch für die PV-Erweiterung nutzen will, muss der Stromwandler "[. . . ]“ der
Genauigkeitsklasse 0,5 entsprechen. Nach Abschnitt 6.2.2.7 der VDE-AR-N 4110 müssen
Messkerne und Messwicklungen zum Anschluss von EZA-Reglern für die Blindleistungs-
regelung mindestens der Genauigkeitsklasse 0,5 genügen. Der vor dem Einbau der
PV-Erweiterung vorhandene Stromwandler am Schaltfeld [. . . ] verfügte nur über die
Genauigkeitsklasse 1 und genügte damit nicht den Anforderungen der VDE-AR-N 4110.

3.7 Vorgaben zum Blindleistungsmanagement

Da die Anspruchstellerin die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik133
im Sinne des § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49 Abs. 1 EnWG nicht anderweitig nachgewie-
sen hat, war die Anspruchsgegnerin berechtigt, von der Anspruchstellerin gemäß § 10
Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 EEG 2021
i. V. m. § 49 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG zu fordern, dass diese die Vorgaben
zum Blindleistungsmanagement aus den Abschnitten 10.2.2 und 10.2.4.2 der VDE-AR-N
4110 einhält (Abschnitt 3.7.1). Sie war zudem nach denselben Vorschriften berechtigt zu
fordern, dass die Anspruchstellerin die Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus
Abschnitt 10.2.2.4 der TAB MS und den Abschnitten 3 und 5.1 und Anlagen 1 und 2 der
TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement anteilig für die PV-Erweiterung umsetzt.
82VDE-AR-N 4110, S. 62.
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3.7.1 Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus den Abschnitten 10.2.2 und 10.2.4.2 der VDE-
AR-N 4110

Die Anspruchsgegnerin war berechtigt, von der Anspruchstellerin zu fordern, dass diese134
die Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus den Abschnitten 10.2.2 und 10.2.4.2
der VDE-AR-N 4110 anteilig für die PV-Erweiterung umsetzt.

Die Ausführungen im Abschnitt 3.3 zur Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 gelten hier135
ebenfalls. In Ergänzung zu Rn. 71 �. ist zu beachten, dass in Abschnitt 10.2.2.583 eine
Sonderregel für die Umsetzung der Verfahren zum Blindleistungsmanagement bei einer
Erweiterung vorgesehen ist. Diese sieht vor, dass das einschlägige Verfahren zur Blind-
leistungsbereitstellung für die neu hinzukommenden Erzeugungseinheiten anteilig ge-
mäß ihres Leistungsanteils am Netzverknüpfungspunkt zu erfüllen sind. Die Anspruchs-
gegnerin war also berechtigt zu fordern, dass die Umsetzung des Blindleistungsmana-
gement mindestens anteilig für den Leistungsanteil der PV-Module der PV-Erweiterung
erfolgen musste (Rn. 10).

3.7.2 Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus TAB MS und TMA Wirk- und Blindleistungsmana-
gement

Die Anspruchsgegnerin war berechtigt zu fordern, dass die Anspruchstellerin die folgen-136
den Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus der TAB MS und der TMA Wirk- und
Blindleistungsmanagement anteilig für die PV-Erweiterung einhält:

1. Die Bereitstellung der Blindleistung auf Basis der Kennlinienfunktion Q(P) mittels
Anschluss an eine Fernwirkanlage nach Abschnitt 10.2.2.4 der TAB MS und Ab-
schnitt 3 der TMA Wirk- und Blindleistung,

2. die Vorgaben aus den Punkten (1), (2), (4) bis (8), (11) und (12) des Abschnitts 5.1
der TMA Wirk- und Blindleistung und den Anlagen 1 und 2 der TMA Wirk- und
Blindleistung.

Die Rechtsvorgängerin der Anspruchsgegnerin hat in Abschnitt 10.2.2.4 der TAB MS so-137
wie in Abschnitt 3 der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement festgelegt, dass die
Bereitstellung der Blindleistung auf Basis der Kennlinienfunktion Q(P) erfolgt.

Die Vermutungswirkung aus § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG erstreckt sich hier ausnahms-138

83VDE-AR-N 4110, S. 90.
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weise auch auf die in Rn. 136 genannten Festlegungen der Netzbetreibenden. Die VDE-
AR-N 4110 legt nämlich in Abschnitt 10.2.2.4 verschiedene Verfahren zur Blindleistungs-
bereitstellung fest und gibt vor, dass die Netzbetreibenden eines oder mehrere der dort
vorgegebenen Verfahren wählen soll.84 Für das gewählte Verfahren gilt dann die Vermu-
tungswirkung nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG i. V. m. Abschnitt 10.2.4.2 der VDE-AR-N
4110. Indem die Anspruchsgegnerin eine Auswahlentscheidung getro�en hat, hat sie den
Entscheidungsspielraum genutzt, der ihr in der VDE-AR-N 4110 gegeben wurde.

Die Anspruchsgegnerin hat den Entscheidungsspielraum, den ihr Abschnitt 10.2.2.4 der139
VDE-AR-N 4110 gewährt, auch nicht überschritten. Es ist daher nicht davon auszugehen,
dass die Vermutungswirkung der VDE-AR-N 4110 ihre Festlegung nicht mehr abdecken
würde. Insbesondere sieht auch die VDE-AR-N 4110 vor, dass Netzbetreiber einen „va-
riabel einstellbaren Sollwert per Fernwirkanlage (oder anderer Steuerungstechniken)“
vorgeben kann.85 Dazu ist eine Anbindung an eine Fernwirkanlage erforderlich, wie
die Anspruchsgegnerin dies in Tabelle 1 des Abschnitts 3 und in den Punkten (1) bis (3)
des Abschnitts 5.1 der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement vorsieht. Im Abschnitt
zum Verfahren „b) Kennlinie als Funktion der Leistung Q(P)“86, welches die Anspruchs-
gegnerin gewählt hat, sieht die VDE-AR-N 4110 ebenfalls vor, dass die Fernwirktechnik
ausfallen kann, was voraussetzt, dass im Normalfall eine Anbindung an eine Fernwirk-
anlage besteht.

Soweit, wie hier, die Vorgaben zur Messung (Punkte (4)-(7) des Abschnitts 5.1 der TMA140
Wirk- und Blindleistung) und zur Kommunikation sowie zur Datenübermittlung (Punkte
(8), (11), (12) des Abschnitts 5.1 der TMA Wirk- und Blindleistung) allein der Umsetzung
des Verfahrens zur Blindleistungsbereitstellung gemäß Abschnitt 10.2.2.4 der VDE-AR-
N 4110 in der Praxis dienen und keine darüber hinausgehenden Vorgaben tre�en, gilt
für sie ebenfalls die Vermutungswirkung. Hinsichtlich Punkt (9) der VDE-AR-N 4110 hat
die Anspruchsgegnerin nicht vorgetragen, welche Vorgaben der Werknorm hier Anwen-
dung �nden müssen. Punkt (10) der VDE-AR-N 4110 enthält zusätzliche Erläuterungen,
aber keine eigenen inhaltlichen Vorgaben.

In Anlagen 1 und 2 der TMA Wirk- und Blindleistung gibt die Anspruchsgegnerin die141
von Erzeugungsanlagen mit einer installierten Leistung größer oder gleich 135 kW am
Netzverknüpfungspunkt einzuhaltende Q(P)-Kennlinie vor. Dazu ist sie nach Abschnitt
10.2.2.4 der VDE-AR-N 411087 verp�ichtet, weshalb hier die unter Rn. 138 dargestellte
84VDE-AR-N 4110, S. 83 f.
85VDE-AR-N 4110, S. 84.
86VDE-AR-N 4110, S 87 f.
87VDE-AR-N 4110, S. 87.
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Vermutungswirkung ebenfalls gilt.

3.8 Vorgaben zum Wirkleistungsmanagement

Da die Anspruchstellerin die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik142
im Sinne des § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49 Abs. 1 EnWG nicht anderweitig nachgewie-
sen hat, war die Anspruchsgegnerin berechtigt, von der Anspruchstellerin zu fordern,
dass diese die folgende Vorgabe aus Abschnitt 10.2.4.2 der VDE-AR-N 4110 für das Wirk-
leistungsmanagement der PV-Erweiterung umsetzt:

„Erzeugungsanlagen müssen ihre Wirkleistung auf einen vom Netzbetreiber
am Netzanschlusspunkt vorgegebenen Leistungswert ohne Trennung vom
Netz reduzieren können. Dieser entspricht einem Prozentwert bezogen auf
die installierte Einspeisewirkleistung Pinst.“88

Die Ausführungen unter Abschnitt 3.3 zur Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 gelten143
hier ebenfalls. Die P�icht zur Steuerbarkeit ergibt sich bereits aus § 9 EEG 2017. In Er-
gänzung zu § 9 EEG 2017 folgt aus Abschnitt 10.2.4.2 der VDE-AR-N 4110, dass die Wirk-
leistungsreduzierung am Netzverknüpfungspunkt und auf einen vom Netzbetreiber vor-
gegebenen Leistungswert erfolgen muss, der einem Prozentwert bezogen auf die instal-
lierte Einspeiseleistung entspricht.

Da die zur Umsetzung der Vorgaben zum Blindleistungsmanagement benötigte Anlagen-144
technik auch zur Erfüllung der Vorgaben zum Wirkleistungsmanagement genutzt wer-
den kann, kann hier dahinstehen, ob die Vorgaben nach Abschnitt 3 und 5.1 der TMA
Wirk- und Blindleistungsmanagement auch für das Wirkleistungsmanagement umzu-
setzen waren. Die Anlagen 1 und 2 der TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement ent-
halten keine Vorgaben zum Wirkleistungsmanagement.

Dr. Sobotta Loos Dr. Mutlak

88VDE-AR-N 4110, S. 101.

Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2024/9-VIII können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG | KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107788 B · USt-IdNr. DE 255468643

37

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2024/9-VIII

	Tatbestand
	Verfahren
	Würdigung
	Auslegung der Verfahrensfrage
	Forderung durch die Anspruchsgegnerin
	Pflicht zum sicheren Netzbetrieb gemäß EnWG
	Vermutungswirkung des §49 EnWG hinsichtlich der VDE-AR-N 4110 
	Keine anderweitige Erfüllung der allgemein anerkannten Regeln der Technik 

	Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 auf die PV-Erweiterung
	Wesentliche Änderung nach VDE-AR-N 4110
	Zeitliche Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110
	Zeitliche Anwendbarkeit der VDE-AR-N 4110 unter Berücksichtigung der EU-Verordnung 2016/631
	Anlagenzusammenfassung nach EEG2017

	Vorgaben zum übergeordneten Entkupplungsschutz aus VDE-AR-N 4110
	Umsetzung der Vorgaben zum zentralen Entkupplungsschutz
	Tausch des Stromwandlers
	Vorgaben zum Blindleistungsmanagement
	Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus den Abschnitten 10.2.2 und 10.2.4.2 der VDE-AR-N 4110
	Vorgaben zum Blindleistungsmanagement aus TAB MS und TMA Wirk- und Blindleistungsmanagement

	Vorgaben zum Wirkleistungsmanagement


